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Gesetze und Verordnungen

Gesetz zum Schutz vor sexualisierter
Gewalt

Vom 23. November 2019

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Präambel
Aus dem christlichen Menschenbild erwachsen die
Verantwortung und der Auftrag, Menschen im Wir-
kungskreis der Kirche, insbesondere Kinder, Jugend-
liche und hilfe- und unterstützungsbedürftige Men-
schen sowie Menschen in Abhängigkeitsverhältnissen
(im Folgenden: Minderjährige und Volljährige in Ab-
hängigkeitsverhältnissen) vor sexualisierter Gewalt zu
schützen und ihre Würde zu bewahren. Dies beinhaltet
auch den Schutz der sexuellen Selbstbestimmung. Die
Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) und ihre Diakonie setzen sich gemeinsam
mit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
den anderen Gliedkirchen und der Diakonie Deutsch-
land sowie den anderen gliedkirchlichen diakonischen
Werken und ihren Einrichtungen für einen wirksamen
Schutz vor sexualisierter Gewalt ein und wirken auf
Aufklärung und Hilfe zur Unterstützung Betroffener
hin. Gerade vor dem Hintergrund der sexualisierten
Gewalt auch im Bereich der evangelischen Kirche in
den zurückliegenden Jahren verpflichtet der kirchliche
Auftrag alle in der Kirche Mitwirkenden zu einer Hal-
tung der Achtsamkeit, der Aufmerksamkeit, des Res-
pekts und der Wertschätzung sowie der grenzachten-
den Kommunikation durch Wahrung persönlicher
Grenzen gegenüber jedem Mitmenschen.

§ 1
Zweck und Geltungsbereich

(1)  Dieses Gesetz regelt Anforderungen zum Schutz
vor sexualisierter Gewalt, Maßnahmen zu deren Ver-
meidung und Hilfen in Fällen, in denen sexualisierte
Gewalt erfolgte. Diese Anforderungen gelten in der
Landeskirche, den Kirchengemeinden, den Gesamt-
kirchengemeinden, den Kirchenbezirken und den
sonstigen kirchlichen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen sowie in den sonstigen rechtlich selbstän-
digen und unselbständigen Einrichtungen der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche).

(2)  Den Trägern der Diakonie gem.
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 des Diakoniegesetzes und den
Trägern von Einrichtungen, die gem. § 2 des Diako-
niegesetzes in einem Gastverhältnis zum Diakoni-
schen Werk Pfalz stehen, sowie sonstigen Einrichtun-
gen, die bei der Erfüllung des kirchlichen Auftrags in
Wort und Tat im Einklang mit dem Selbstverständnis
der Kirche zur Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) kontinuierlich verbunden
sind, wird empfohlen, das Gesetz aufgrund von Be-
schlüssen ihrer zuständigen Gremien entsprechend an-
zuwenden.

§ 2
Begriffsbestimmung sexualisierter Gewalt

(1)  Nach diesem Gesetz ist eine Verhaltensweise se-
xualisierte Gewalt, wenn ein unerwünschtes sexuell
bestimmtes Verhalten bezweckt oder bewirkt, dass die
Würde der betroffenen Person verletzt wird. Sexuali-
sierte Gewalt kann verbal, nonverbal, durch Auffor-
derung oder durch Tätlichkeiten geschehen, Sie kann
auch in Form des Unterlassens geschehen, wenn die
Täterin oder der Täter für deren Abwendung einzu-
stehen hat. Sexualisierte Gewalt ist immer bei Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem
13. Abschnitt des Strafgesetzbuches und
§ 201a Absatz 3 StGB oder §§ 232 bis 233a StGB in
der jeweils geltenden Fassung gegeben.
(2)  Sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Ab-
satzes 1 gegenüber Minderjährigen kann insbesondere
unerwünscht sein, wenn eine körperliche, seelische,
geistige, sprachliche oder strukturelle Unterlegenheit
und damit eine gegenüber der Täterin oder dem Täter
bestehende fehlende Fähigkeit zur sexuellen Selbst-
bestimmung gegeben ist. Gegenüber Kindern, das
heißt bei Personen unter 14 Jahren, ist das sexuell be-
stimmte Verhalten stets als unerwünscht anzusehen.
(3)  Sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Ab-
satzes 1 gegenüber Volljährigen kann insbesondere
unerwünscht sein, wenn die Person aufgrund ihres
körperlichen oder psychischen Zustands in der Bil-
dung oder Äußerung des Willens erheblich einge-
schränkt ist.
(4)  Unangemessenen Verhaltensweisen, welche die
Grenze zur sexualisierten Gewalt nicht überschreiten,
ist insbesondere von haupt- und ehrenamtlichen Be-
treuungspersonen durch geeignete Normen, Regeln
und Sensibilisierung, insbesondere im pädagogischen
und pflegerischen Alltag entgegenzutreten.

§ 3
Mitarbeitende

Mitarbeitende im Sinne dieses Gesetzes sind in einem
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienst-
oder Arbeitsverhältnis oder zu ihrer Ausbildung Be-
schäftigte sowie ehrenamtlich Tätige in Einrichtun-
gen.
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§ 4
Grundsätze

(1)  Wer kirchliche Angebote wahrnimmt oder als mit-
arbeitende Person im Geltungsbereich dieses Gesetzes
tätig ist, ist vor allen Formen sexualisierter Gewalt zu
schützen.
(2)  Obhutsverhältnisse, wie sie insbesondere in der
Kinder- und Jugendarbeit einschließlich der Bildungs-
arbeit für Minderjährige und Volljährige in Abhän-
gigkeitsverhältnissen sowie in Seelsorge- und Bera-
tungssituationen bestehen, verpflichten zu einem ver-
antwortungsvollen und vertrauensvollen Umgang mit
Nähe und Distanz. Sexuelle Kontakte innerhalb eines
Obhutsverhältnisses sind mit dem kirchlichen Schutz-
auftrag unvereinbar und daher unzulässig (Abstinenz-
gebot).
(3)  Alle Mitarbeitenden haben bei ihrer beruflichen
oder ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanz-
empfinden des Gegenübers zu achten (Abstandsge-
bot).

§ 5
Einstellungs- und

Tätigkeitsausschluss
(1)  Für privatrechtliche und öffentlich-rechtliche Be-
schäftigungsverhältnisse gelten folgende Grundsätze:
1. Für eine Einstellung im Geltungsbereich dieses

Gesetzes kommt nicht in Betracht, wer rechtskräf-
tig wegen einer Straftat nach § 171, den §§ 174 bis
174c, den §§ 176 bis 180a, § 181a, den §§ 182 bis
184g, § 184i, § 184j, § 201a Absatz 3, § 225, den
§§ 232 bis 233a, § 234, § 235 oder § 236 des Straf-
gesetzbuchs in der jeweils geltenden Fassung ver-
urteilt worden ist.

2. Kann trotz einer rechtskräftigen Verurteilung we-
gen einer Straftat nach Nummer 1 das öffentlich-
rechtliche oder privatrechtliche Beschäftigungs-
verhältnis nicht beendet werden, darf die betref-
fende Person keine Aufgaben in einer Einrichtung
wahrnehmen, die insbesondere die Bereiche
a) Schule, Bildungs- und Erziehungsarbeit,
b) Kinder- und Jugendhilfe,
c) Pflege durch Versorgung und Betreuung von

Menschen aller Altersgruppen,
d) Verkündigung und Liturgie, einschließlich

Kirchenmusik,
e) Seelsorge und
f) Leitungsaufgaben
zum Gegenstand haben oder in denen in vergleich-
barer Weise die Möglichkeit eines Kontaktes zu
Minderjährigen und zu Volljährigen in Abhängig-
keitsverhältnissen besteht.

(2)  Um den Einstellungs- und Tätigkeitsausschluss
gewährleisten zu können, müssen die betroffenen Per-
sonen, die in einem privatrechtlichen oder öffentlich-
rechtlichen Beschäftigungsverhältnis stehen, bei der
Einstellung und in regelmäßigen Abständen von 5
Jahren ein erweitertes Führungszeugnis nach
§§ 30a, 30 des Bundeszentralregistergesetzes vorle-
gen.
(3)  Für Personen, die ehrenamtlich tätig werden, gilt
Absatz 1 entsprechend. Wenn das erweiterte Füh-
rungszeugnis nach Absatz 4 einen Eintrag wegen der
in Absatz 1 Nummer 1 genannten Straftaten enthält
oder innerhalb der Frist nach Absatz 4 nicht vorgelegt
wird, darf der Auftrag zur ehrenamtlichen Tätigkeit
nicht erteilt oder muss widerrufen werden. Das Amt
gewählter oder berufener Ehrenamtliche erlischt.
(4)  Für Personen, die ehrenamtlich tätig werden, muss
spätestens innerhalb von 2 Monaten nach der Tätig-
keitsaufnahme, für gewählte oder berufene Ehrenamt-
liche innerhalb der nach der Wahlordnung oder ihrer
Durchführungsverordnung für diese dafür vorgesehe-
nen Fristen und in regelmäßigen Abständen von 6 Jah-
ren ein erweitertes Führungszeugnis nach §§ 30a, 30
des Bundeszentralregistergesetzes zur Einsichtnahme
vorgelegt werden, wenn sie in den in
Absatz 1 Nummer 2 genannten Bereichen tätig sein
werden und die ehrenamtliche Tätigkeit nicht nur ein-
malig stundenweise oder spontan ausüben.
§ 72 a SBG VIII bleibt unberührt.
(5)  Die Einsichtnahme nach Absatz 3 Satz 2 erfolgt
durch den jeweiligen Auftraggeber der ehrenamtli-
chen Tätigkeit, sofern die Wahlordnung oder ihre
Durchführungsverordnung nichts anderes regelt. Von
den eingesehenen Daten dürfen nur der Umstand, dass
Einsicht in ein erweitertes Führungszeugnis genom-
men wurde, das Datum des Führungszeugnisses und
die Information erhoben werden, ob ein Eintrag wegen
einer in Absatz 1 Nummer 1 genannten Straftat vor-
handen ist. Diese Daten dürfen nur genutzt werden,
soweit dies zum Ausschluss gemäß Absatz 3 erforder-
lich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu
schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit wahr-
genommen wird. Andernfalls sind die Daten spätes-
tens drei Monate nach der Beendigung einer solchen
Tätigkeit zu löschen.

§ 6
Maßnahmen im Umgang mit sexualisierter

Gewalt
(1)  Leitungen der Einrichtungen im Geltungsbereich
dieses Gesetzes sollen jeweils für ihren Bereich
1. Risikoanalysen als Grundlage zur Erstellung insti-

tutioneller Schutzkonzepte zum Schutz vor sexua-
lisierter Gewalt mit dem Ziel durchführen, um
strukturelle Maßnahmen zur Prävention dauerhaft
zu verankern (Präventionsmaßnahmen);

142   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019



2. in begründeten Verdachtsfällen bei sexualisierter
Gewalt angemessen im Rahmen strukturierter
Handlungs- und Notfallpläne intervenieren (Inter-
ventionsmaßnahmen);

3. Betroffene, denen von Mitarbeitenden Unrecht
durch sexualisierte Gewalt angetan wurde, in an-
gemessener Weise unterstützen (individuelle Un-
terstützungsmaßnahmen);

4. Ursachen, Geschichte und Folgen sexualisierter
Gewalt aufarbeiten, wenn das Ausmaß des Un-
rechts durch Mitarbeitende dazu Anlass bietet (in-
stitutionelle Aufarbeitungsprozesse).

(2)  Einrichtungen sollen von ihren übergeordneten
Trägerorganisationen durch Rahmenkonzepte gegen
sexualisierte Gewalt unterstützt werden, die einen
Überblick über Präventionsangebote und -instrumente
und eine Weiterentwicklung bestehender Angebote
ermöglichen.
(3)  Leitungen der Einrichtungen sollen sich bei der
Implementierung und Weiterentwicklung institution-
eller Schutzkonzepte in ihrem Verantwortungsbereich
insbesondere an folgenden Standards orientieren:
1. einrichtungsspezifische Verankerung der Verant-

wortung zur Prävention,
2. regelmäßige Thematisierung der Fragen sexuali-

sierter Gewalt in Leitungsgremien,
3. einrichtungs- und arbeitsfeldspezifischer Verhal-

tenskodex oder Selbstverpflichtungserklärung von
Mitarbeitenden, deren Inhalte regelmäßig zum Ge-
sprächsgegenstand gemacht und weiterentwickelt
werden,

4. Vorlage erweiterter Führungszeugnisse nach § 5,
5. Fortbildungsverpflichtungen aller Mitarbeitenden

zum Nähe-Distanzverhalten, zur grenzachtenden
Kommunikation und zur Prävention zum Schutz
vor sexualisierter Gewalt,

6. Partizipations- und Präventionsangebote sowie se-
xualpädagogische Konzepte für Minderjährige
und Volljährige in Abhängigkeitsverhältnissen un-
ter Beteiligung und Einbeziehung der Erziehungs-
berechtigten, Betreuer oder von Vormündern,

7. Verpflichtung der Mitarbeitenden zur Wahrneh-
mung der Meldepflicht in begründeten Verdachts-
fällen sexualisierter Gewalt,

8. Einrichtung transparenter Beschwerdeverfahren
und Benennung von Meldestellen im Fall eines be-
gründeten Verdachts sexualisierter Gewalt,

9. Bereitstellen von Notfall- oder Handlungsplänen,
die ein gestuftes Vorgehen im Fall eines Verdachts
auf sexualisierte Gewalt vorsehen.

(4)  Mitarbeitende sind in geeigneter Weise auf ihre
aus diesem Gesetz folgenden Rechte und Pflichten
hinzuweisen. Verpflichtungen nach den Vorschriften
des staatlichen Rechts zum Schutz Minderjähriger
oder Volljähriger in einem Abhängigkeitsverhältnis
bleiben unberührt.

§ 7
Melde- und Ansprechstelle, Stellung und

Aufgaben
(1)  Zur Umsetzung und Koordination der Aufgaben
nach § 6 wird beim Landeskirchenrat eine Melde- und
Ansprechstelle für Fälle sexualisierter Gewalt einge-
richtet.
(2)  Die Melde- und Ansprechstelle ist eine dem
Schutz Minderjähriger und dem Schutz Volljähriger
in einem Abhängigkeitsverhältnis sowie der Unter-
stützung Betroffener verpflichtete Stelle und nimmt
eine betroffenenorientierte Haltung ein. Sie nimmt ih-
re Aufgaben selbständig und, in Fällen der Aufklärung
von Vorfällen sexualisierter Gewalt, frei von Weisun-
gen wahr. Sie ist mit den erforderlichen Ressourcen
auszustatten.
(3)  Die Melde- und Ansprechstelle hat unbeschadet
der rechtlichen Verantwortung und der Zuständigkei-
ten der jeweiligen Leitung einer Einrichtung insbe-
sondere folgende Aufgaben:
1. Sie berät bei Bedarf die jeweilige Leitung in Fragen

der Prävention, Intervention, Unterstützung und
Aufarbeitung und koordiniert entsprechende Maß-
nahmen.

2. Sie unterstützt Einrichtungen bei der Präventions-
arbeit, insbesondere bei der Implementierung und
Weiterentwicklung von Schutzkonzepten und geht
Hinweisen auf täterschützende Strukturen nach.

3. Sie entwickelt Standards für die Präventionsarbeit,
erarbeitet Informationsmaterial, entwickelt Aus-,
Fort- und Weiterbildungsangebote zur Prävention
und koordiniert hierzu die Bildungsarbeit.

4. Sie unterstützt die Einrichtungen bei Vorfällen se-
xualisierter Gewalt im Rahmen des jeweils gelten-
den Notfall- und Handlungsplanes.

5. Sie nimmt Meldungen von Fällen eines begründe-
ten Verdachts auf sexualisierte Gewalt entgegen,
wahrt die Vertraulichkeit der Identität hinweisge-
bender Personen und sorgt dafür, dass Meldungen
bearbeitet und notwendige Maßnahmen der Inter-
vention und Prävention veranlasst werden.

6. Sie nimmt Anträge Betroffener auf Leistungen zur
Anerkennung erlittenen Unrechts entgegen und
leitet diese an die Unabhängige Kommission zur
Entscheidung weiter.

7. Sie sorgt dafür, dass die Einwilligung Betroffener
vorliegt, wenn personenbezogene Daten weiterge-
leitet oder verarbeitet werden.

8. Sie koordiniert ihre Aufgaben auf gesamtkirchli-
cher Ebene, indem sie in der Konferenz für Prä-
vention, Intervention und Hilfe in Fällen der Ver-
letzung der sexuellen Selbstbestimmung auf der
Ebene der EKD mitarbeitet.

9. Sie wirkt mit der Zentralen Anlaufstelle.help zu-
sammen.
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(4)  Arbeits- und dienstrechtliche Zuständigkeiten und
Verpflichtungen der jeweiligen Einrichtung bleiben
von den Maßgaben der Absätze 1 bis 4 unberührt. Un-
berührt bleiben auch gesetzliche Melde- oder Beteili-
gungspflichten, die sich insbesondere aus Vorschrif-
ten des Kinder- und Jugendschutzes ergeben.

§ 8
Meldepflicht in Fällen sexualisierter Gewalt

(1)  Liegt ein begründeter Verdacht vor, haben Mitar-
beitende Vorfälle sexualisierter Gewalt oder Verstöße
gegen das Abstinenzgebot, die ihnen im Rahmen ihrer
Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, unverzüglich der An-
sprech- und Meldestelle im Landeskirchenrat zu mel-
den oder die Meldung zu veranlassen (Meldepflicht).
Mitarbeitenden ist die Erfüllung ihrer Meldepflicht
unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität zu
ermöglichen. Sie haben das Recht, sich jederzeit zur
Einschätzung eines Vorfalls von der Ansprech- und
Meldestelle im Landeskirchenrat beraten zu lassen.
Jede Leitung einer Einrichtung, insbesondere der Lan-
deskirchenrat, ist verpflichtet, Hinweisen auf täter-
schützende Strukturen nachzugehen.
(2)  Arbeits- und dienstrechtliche Pflichten, insbeson-
dere zum Schutz des Beichtgeheimnisses und der seel-
sorglichen Schweigepflicht, bleiben unberührt. Im
Übrigen gilt § 7 Absatz 4 Satz 2.

§ 9
Unabhängige Kommission

(1)  Um Betroffenen, die sexualisierte Gewalt durch
Mitarbeitende erfahren haben, Unterstützung anzu-
bieten, ist eine Unabhängige Kommission eingerich-
tet, die auf Wunsch Betroffener Gespräche führt und
ihre Erfahrungen und Geschichte würdigt (externe
Ansprechstelle). Außerdem entscheidet sie über An-
träge gem. § 10.
(2)  Die Unabhängige Kommission soll mit mindes-
tens drei Personen besetzt sein, die unterschiedliche
berufliche und persönliche Erfahrungen in die Kom-
missionsarbeit einbringen. Die Kommissionsmitglie-
der sind ehrenamtlich tätig. Sie sind in ihren Entschei-
dungen frei und nicht an Weisungen gebunden.

§ 10
Unterstützung für Betroffene

(1)  Die Landeskirche bietet Personen, die zum Zeit-
punkt eines Vorfalls sexualisierter Gewalt minderjäh-
rig waren, auf Antrag Unterstützung durch immateri-
elle Hilfen und materielle Leistungen in Anerkennung
erlittenen Unrechts an, wenn dieses durch organisato-
risch-institutionelles Versagen, Verletzung der Auf-
sichtspflichten oder sonstiger Pflichten zur Sorge
durch Mitarbeitende (§§ 3, 1 Absatz 1) geschah und
Schmerzensgeld- oder Schadensersatzansprüche zi-
vilrechtlich nicht mehr durchsetzbar sind.

(2)  Diese Unterstützung erfolgt freiwillig ohne Aner-
kennung einer Rechtspflicht und ohne, dass durch die-
se Regelung ein Rechtsanspruch begründet wird. Be-
reits erbrachte Unterstützungsleistungen, insbesonde-
re nach kirchlichen Regelungen, können angerechnet
werden.
(3)  Die kirchliche Einrichtung, in der die sexualisierte
Gewalt stattgefunden hat, soll sich an der Unterstüt-
zungsleistung beteiligen.

§ 11
Ermächtigung

Das Nähere insbesondere über
1. die Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses

gem. § 5,
2. die Ausgestaltung der Melde- und Ansprechstelle

gem. § 7 und
3. die Arbeit der Unabhängigen Kommission gem.

§§ 9, 10
regelt der Landeskirchenrat durch Rechtsverordnung.

§ 12
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Für die bei
Inkrafttreten des Gesetzes bereits ehrenamtlich tätigen
Personen ist das erweiterte Führungszeugnis nach
§ 5 Absatz 3 und 4 bis spätestens
31. Dezember 2020 vorzulegen, sofern die Wahlord-
nung oder ihre Durchführungsbestimmungen nichts
anderes regelt.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, den 23. November 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident
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Gesetz zur Änderung der
Wahlordnung

Vom 23. November 2019

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung der Wahlordnung

Die Wahlordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Januar 2008 (ABl. S. 30), die zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juni 2016
(ABl. S. 49) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
1. Nach § 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Für Kirchengemeinden ab 501 Mitgliedern
kann der Bezirkskirchenrat auf Antrag des Pres-
byteriums die Anzahl der nach Satz 1 zu wäh-
lenden Mitglieder um bis zu zwei erhöhen oder
verringern.“

2. § 5 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Nicht wahlberechtigt ist ein Mitglied der

Kirchengemeinde, das am Wahltag das
kirchliche Wahlrecht nicht besitzt.“

3. § 6 Absatz 1c wird wie folgt gefasst:
„c) erklärt hat, zur Übernahme des Amtes, zur
Verpflichtung nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten und zur Vorlage eines Führungszeugnisses
nach § 5 des Gesetzes zum Schutz vor sexuali-
sierter Gewalt bereit zu sein.“

4. An § 6 Absatz 2 werden folgende Wörter ange-
fügt: „sowie Vorgängerinnen und Vorgänger
der Gemeindepfarrerin oder des Gemeindepfar-
rers in dieser Gemeinde.“

5. In § 16 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort
„Anschrift“ die Wörter „und soweit möglich ei-
ner E-Mailadresse“ eingefügt.

6. Dem § 20 Absatz 1 werden folgende Sätze an-
gefügt: „Auf Antrag von Vorgeschlagenen wer-
den deren Anschrift und weitere Kontaktdaten
nicht in die Vorschlagsliste und den Stimmzettel
aufgenommen. Der Antrag bedarf keiner beson-
deren Form und keiner Begründung. In diesen
Fällen sind stattdessen die Kontakdaten des zu-
ständigen Pfarramtes aufzunehmen.“

7. Die §§ 34 bis 37 werden wie folgt gefasst:
„§ 34

Bekanntgabe des Wahlergebnisses,
Einführung der Presbyterinnen/Presbyter und

der Ersatzmitglieder
(1) Die Gewählten sind von ihrer Wahl schrift-

lich oder mündlich zu verständigen.

(2) Das Ergebnis der Wahl ist binnen einer
Woche nach der Wahl durch Aushang, im
Gottesdienst oder auf der Homepage der
Kirchengemeinde bekannt zu geben. Die
Bekanntgabe erfolgt durch die Nennung
der Namen und Vornamen der gewählten
Presbyteriumsmitglieder und der gewähl-
ten Ersatzmitglieder.

(3) Wird kein Einspruch gegen die Wahl er-
hoben, werden die Presbyterinnen/Presby-
ter und die Ersatzmitglieder nach Ablauf
der in § 36 Absatz 1 genannten Frist nach
kirchlicher Ordnung in einem Sonntags-
gottesdienst in ihr Amt eingeführt.

§ 35
Berufung von weiteren Presbyterinnen/

Presbytern
(1) Das gewählte Presbyterium ist nach der

Einführung berechtigt, zum Amt der Pres-
byterin/des Presbyters wählbare Mitglie-
der der Kirchengemeinde zu berufen, je-
doch nicht mehr als 1/5 der nach § 2 zu
wählenden Presbyterinnen/Presbyter. Zu-
sätzlich können Pfarrerinnen und Pfarrer,
die der Kirchengemeinde zur Dienstleis-
tung zugewiesen sind, in das Presbyterium
berufen werden.

(2) Die berufenen Presbyterinnen/Presbyter
und die berufenen Ersatzmitglieder werden
nach ihrer Berufung in ihr Amt eingeführt.

§ 36
Einspruch gegen die Wahl

(1) Einspruch gegen die Wahl kann von wahl-
berechtigten Mitgliedern der Kirchenge-
meinde binnen einer Woche nach Ablauf
der Bekanntgabefrist des
§ 34 Absatz 2 Satz 1 eingelegt werden.

(2) Der Einspruch kann sich nur darauf stüt-
zen, dass das Wahlverfahren entgegen der
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt
wurde und ist nur dann begründet, wenn
erhebliche Verstöße vorliegen, die geeig-
net sind, das Wahlergebnis wesentlich zu
beeinflussen. Auf Mängel, die im Wider-
spruchsverfahren hätten geltend gemacht
werden können, aber nicht geltend ge-
macht worden sind, kann sich ein Ein-
spruch nicht stützen.

(3) Der Einspruch kann sich richten gegen
a) die Wahl Einzelner,
b) die gesamte Wahl in einem Wahlbe-

zirk oder
c) die gesamte Wahl in der Kirchenge-

meinde.
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(4) In den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe a
und b werden die Gewählten in ihr Amt
eingeführt und sind bis zur rechtskräftigen
Ungültigkeitserklärung der Wahl vollbe-
rechtigte Mitglieder oder Ersatzmitglieder
des Presbyteriums. Im Fall des Absatzes 3
Buchstabe c werden die Gewählten erst
nach der rechtskräftigen Abweisung des
Einspruchs in ihr Amt eingeführt. Bis dahin
bleiben die bisherigen Presbyterinnen/
Presbyter und Ersatzmitglieder im Amt.

§ 37
Ungültigkeit der Wahl

(1) Wird dem Einspruch stattgegeben, so ist
gleichzeitig festzustellen, ob
a) die Wahl Einzelner,
b) die gesamte Wahl in einem Wahlbe-

zirk oder
c) die gesamte Wahl in der Kirchenge-

meinde
für ungültig erklärt wird. Der Beschluss des
Bezirkskirchenrates, der die Ungültigkeit
der Wahl feststellt, bedarf der Bestätigung
des Landeskirchenrats.

(2) Ist die Wahl rechtskräftig für ungültig er-
klärt, scheiden die Betroffenen in den Fäl-
len des Absatzes 1 Satz 1 Buchstabe a und
b aus dem Presbyterium aus.

(3) Der Landeskirchenrat kann in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 1 Buchstabe b und c im
Benehmen mit dem Bezirkskirchenrat ein
geschäftsführendes Presbyterium bestel-
len. Der Landeskirchenrat kann außerdem
Neuwahlen anordnen, die nach den Be-
stimmungen dieses Gesetzes statt zu finden
haben und einen neuen Wahltermin fest-
setzen. Der Landeskirchenrat ist berech-
tigt, die einzelnen Fristen im Benehmen
mit der betroffenen Kirchengemeinde zu
verkürzen.

(4) Ist im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Buchstabe
a die Beschlussfähigkeit des Presbyteriums
nicht mehr gegeben, gilt Absatz 3 entspre-
chend.“

8. § 38 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) An § 38 Absatz 1 wird folgender neuer

Buchstabe c) angefügt:
„c) wenn das erweiterte Führungszeugnis
nach § 5 Absätze 3 und 4 des Gesetzes zum
Schutz vor sexualisierter Gewalt einen in
§ 5 Absatz 1 des Gesetzes genannten Ein-
trag enthält oder trotz zweimaliger schrift-
licher Erinnerung nicht innerhalb einer
Frist von vier Monaten nach der Wahl oder
der Berufung dem Landeskirchenrat zur
Einsichtnahme vorliegt.“

c) Folgende Absätze 2 und 3 werden ange-
fügt:

„(2) Gewählte oder berufene Presbyteriums-
mitglieder, die die kirchliche Ordnung
grob missachten oder sich kirchenfeind-
lich oder die Menschenwürde verletzend
äußern oder betätigen, können von ihrem
Amt ausgeschlossen werden. Hierüber
entscheidet der Landeskirchenrat nach
Anhörung des Bezirkskirchenrats auf An-
trag des Presbyteriums. Für den Antrag ist
das Presbyterium nur beschlussfähig,
wenn wenigstens zwei Drittel seiner Mit-
glieder in der Sitzung anwesend sind. Vor
der Entscheidung des Landeskirchenrats
ist die oder der Betroffene zu hören. Der
Ausschluss bewirkt den Verlust der
Wählbarkeit zur Presbyterin/zum Presby-
ter für die verbleibende Amtsdauer des
Presbyteriums. Er wird wirksam mit dem
Eintritt der Unanfechtbarkeit des Aus-
schließungsbeschlusses.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Ersatz-
mitglieder entsprechend.“

9. § 42 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Bezirkssynode besteht aus gewählten

(weltlichen), berufenen und geistlichen
Synodalen. Geistliche Synodale sind die
Ordinierten, die die Zweite Theologische
Prüfung oder eine diese ersetzende Prü-
fung bestanden haben und in einem öf-
fentlich-rechtlichen oder privatrechtli-
chen Pfarrdienstverhältnis oder in einem
Kirchenbeamtenverhältnis zur Landeskir-
che stehen, aktiven Dienst im Bereich der
Landeskirche verrichten und den Dienst-
sitz (erste Tätigkeitsstätte) im Kirchenbe-
zirk haben. Bestehen mehrere Tätigkeits-
stätten, bestimmt der Landeskirchenrat,
welche Tätigkeitsstätte maßgeblich ist.
Der Landeskirchenrat teilt den Kirchen-
bezirken mit, welche Personen der jewei-
ligen Bezirkssynode als geistliche Syno-
dale angehören.“

10. § 43 wird wie folgt gefasst:
„§ 43

Anzahl der Bezirkssynodalen
(1) Die Zahl der zu wählenden Synodalen

(weltliche Synodale) ist doppelt so groß
wie die Zahl der geistlichen Synodalen.
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(2) Jede Kirchengemeinde des Kirchenbezirks
wählt mindestens eine Synodale oder einen
Synodalen. Die darüber hinaus zu wählen-
den Synodalen werden von den Kirchen-
gemeinden gemäß der Anzahl ihrer Ge-
meindeglieder (Hauptwohnsitze) im Ver-
hältnis zur Gesamtzahl der Gemeindeglie-
der (Hauptwohnsitze) im Kirchenbezirk
gewählt. Der Landeskirchenrat teilt den
Kirchenbezirken die Zahl der nach Satz 2
von den einzelnen Kirchengemeinden je-
weils zu wählenden Synodalen mit.

(3) Für die gewählten Synodalen sind Ersatz-
mitglieder in mindestens gleicher Zahl zu
wählen.

(4) Ändert sich die Zahl der geistlichen Syno-
dalen während der Amtsperiode der Be-
zirkssynode, lässt dies die Zahl der weltli-
chen Synodalen unberührt.“

11. § 44 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Synodalen üben ihr Amt so lange aus, bis
die weltlichen Synodalen der neuen Bezirkssy-
node gewählt sind.“

12. § 45 wird wie folgt gefasst:
„§ 45

Wahl durch das Presbyterium
(1) Die weltlichen Synodalen der Bezirkssy-

node werden von den Presbyterien ge-
wählt.

(2) Die Wahlen sind mittels Stimmzettel als
geheime Wahl durchzuführen.

(3) Es dürfen auf dem Stimmzettel so viele
Namen angegeben werden, wie weltliche
Synodale zu wählen sind.

(4) Für die Feststellung des Wahlergebnisses
gilt § 32 Absatz 1 entsprechend.“

13. § 48 wird wie folgt gefasst:
„§ 48

Bekanntgabe und Meldung des Wahlergebnis-
ses

(1) Die Gewählten sind von ihrer Wahl schrift-
lich oder mündlich zu verständigen.

(2) Das Ergebnis der Wahl ist binnen einer
Woche nach der Wahl durch Aushang, im
Gottesdienst oder auf der Homepage der
Kirchengemeinde bekannt zu geben. Die
Bekanntgabe erfolgt durch die Nennung
der Namen und Vornamen der gewählten
Synodalen und der gewählten Ersatzmit-
glieder.

(3) Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, dem
Bezirkskirchenrat und dem Landeskir-
chenrat Namen, Vornamen, Geburtsdatum,
Beruf, Anschrift und soweit vorhanden die
E-Mailadresse der gewählten Synodalen
sowie der Ersatzmitglieder mitzuteilen,
ebenso spätere Veränderungen.“

14. § 50 wird wie folgt gefasst:
„§ 50

Einspruch gegen die Wahl der Bezirkssynoda-
len

(1) Einspruch gegen die Wahl kann von Mit-
gliedern des Presbyteriums binnen einer
Woche nach Ablauf der Bekanntgabefrist
des § 48 Absatz 2 Satz 1 beim Bezirkskir-
chenrat eingelegt werden.

(2) Der Einspruch kann sich nur darauf stüt-
zen, dass das Wahlverfahren entgegen der
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt
wurde und ist nur dann begründet, wenn
erhebliche Verstöße vorliegen, die geeig-
net sind, das Wahlergebnis wesentlich zu
beeinflussen.

(3) Bis zur rechtskräftigen Ungültigkeitserklä-
rung der Wahl sind die Gewählten vollbe-
rechtigte Mitglieder oder Ersatzmitglieder
der Bezirkssynode.

(4) Wird dem Einspruch stattgegeben, so ist
gleichzeitig festzustellen, ob die Wahl Ein-
zelner oder die gesamte Wahl in der Kir-
chengemeinde für ungültig erklärt wird.
Der Beschluss des Bezirkskirchenrates, der
die Ungültigkeit der Wahl feststellt, bedarf
der Bestätigung des Landeskirchenrats.

(5) Ist die Wahl rechtskräftig für ungültig er-
klärt, scheiden die Betroffenen aus der Be-
zirkssynode aus. Neuwahlen haben unver-
züglich nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes stattzufinden. Der Landeskir-
chenrat ist berechtigt, die einzelnen Fristen
im Benehmen mit dem betroffenen Kir-
chenbezirk zu verkürzen.“

15. An § 51 Absatz 1 wird folgender neuer Buch-
stabe d) angefügt:
„d) das erweiterte Führungszeugnis nach
§ 5 Absätze 3 und 4 des Gesetzes zum Schutz
vor sexualisierter Gewalt trotz zweimaliger
schriftlicher Erinnerung nicht innerhalb einer
Frist von vier Monaten nach der Wahl oder der
Berufung dem Landeskirchenrat zur Einsicht-
nahme vorlegt oder es einen in § 5 Absatz 1 des
Gesetzes genannten Eintrag enthält.“

16. § 58 wird wie folgt gefasst:
„§ 58

Wählbarkeit geistlicher Synodaler
Sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt, sind
als geistliche Synodale die Personen gemäß § 42
Absatz 1 Satz 2 in dem Kirchenbezirk wählbar,
in dem sie ihren Dienstsitz haben.“

17. In § 60 Satz 1 werden nach dem Wort „bildet“
die Wörter „bei der ersten Sitzung“ eingefügt.
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18. § 63 wird wie folgt gefasst:
„§ 63

Wahlvorschläge
(1) Jedes Mitglied der Bezirkssynode ist be-

rechtigt, jeweils spätestens bis zum Beginn
der einzelnen Wahlen gemäß § 64 beim
Wahlausschuss mündlich oder schriftlich
Wahlvorschläge einzureichen.

(2) Innerhalb der von der Kirchenregierung
festgesetzten Wahlvorschlagsfrist einge-
reichte Wahlvorschläge teilt der Wahlaus-
schuss den Mitgliedern der Bezirkssynode
vor der Wahlsitzung mit.

(3) Schriftliche Wahlvorschläge müssen von
der/dem Vorschlagenden unter Angabe ih-
rer/seiner Anschrift unterzeichnet sein. Der
Wahlvorschlag wird unter dem Namen der/
des Erstunterzeichneten geführt. Dem
Wahlvorschlag ist die Erklärung der Vor-
geschlagenen beizufügen, dass sie zur
Übernahme des Amtes und zur Verpflich-
tung nach den gesetzlichen Bestimmungen
bereit sind.“

19. § 64 wird wie folgt gefasst:
„§ 64

Durchführung der Wahl
(1) Die weltlichen Synodalen, die ersten und

die zweiten Ersatzmitglieder der weltli-
chen Synodalen, die geistlichen Synodalen
und die ersten und die zweiten Ersatzmit-
glieder der geistlichen Synodalen sind in
dieser Reihenfolge jeweils getrennt zu
wählen.

(2) Die Wahlen sind mittels Stimmzettel als
geheime Wahlen durchzuführen. Es dürfen
auf dem Stimmzettel so viele Namen an-
gegeben werden, wie bei der jeweiligen
Wahl Synodale oder Ersatzmitglieder zu
wählen sind.

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt.
Stimmenthaltungen gelten als Ablehnung.

(4) Ergibt sich die nach Absatz 3 erforderliche
Mehrheit nicht für alle bei der jeweiligen
Wahl zu Wählenden, erfolgt mit den ver-
bleibenden Kandidierenden ein zweiter
Wahlgang. Haben auch nach dem zweiten
Wahlgang noch nicht alle zu Wählenden
die erforderliche Mehrheit erreicht, so fin-
det ein dritter Wahlgang statt, in welchem
die Kandidierenden gewählt sind, welche
die meisten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los,
welches von der Vorsitzenden/dem Vorsit-
zenden der Bezirkssynode zu ziehen ist.

(5) Die Bezirkssynode kann mit Stimmen-
mehrheit der Anwesenden beschließen,
dass bei den Wahlen der ersten und zweiten
persönlichen Ersatzmitglieder bereits ab
dem ersten Wahlgang die Kandidierenden
gewählt sind, die die meisten Stimmen er-
halten haben.

(6) Der Wahlausschuss teilt dem Landeskir-
chenrat noch am Wahltag Namen, Vorna-
men, Geburtsdatum, Beruf, Anschrift und
soweit vorhanden die E-Mailadresse der
gewählten Synodalen sowie der Ersatzmit-
glieder mit.

(7) Das Ergebnis der Wahl ist binnen drei Ta-
gen nach der Wahl durch den Landeskir-
chenrat auf der Homepage der Landeskir-
che bekannt zu geben. Die Bekanntgabe
erfolgt durch die Nennung der Namen und
Vornamen der gewählten Synodalen und
der gewählten Ersatzmitglieder.

(8) Über die Wahlhandlung erstellt der Wahl-
ausschuss eine Niederschrift, welche dem
Landeskirchenrat binnen einer Woche
nach der Wahl zuzuleiten ist.“

20. § 66 wird wie folgt gefasst:
„§ 66

Einspruch gegen die Wahl der Synodalen
(1) Einspruch gegen die Wahl kann von den

Mitgliedern der Bezirkssynoden binnen ei-
ner Woche nach Ablauf der Bekanntgabe-
frist des § 64 Absatz 7 beim Landeskir-
chenrat eingelegt werden.

(2) Der Einspruch kann sich nur darauf stüt-
zen, dass das Wahlverfahren entgegen der
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt
wurde und ist nur dann begründet, wenn
erhebliche Verstöße vorliegen, die geeig-
net sind, das Wahlergebnis wesentlich zu
beeinflussen.

(3) Bis zur rechtskräftigen Ungültigkeitserklä-
rung der Wahl sind die Gewählten vollbe-
rechtigte Mitglieder oder Ersatzmitglieder
der Landessynode.

(4) Wird dem Einspruch stattgegeben, so ist
gleichzeitig festzustellen, ob die Wahl Ein-
zelner, die Wahl einzelner Bezirkssynoden
oder die gesamte Wahl für ungültig erklärt
wird.

(5) Ist die Wahl rechtskräftig für ungültig er-
klärt, scheiden die Betroffenen aus der
Landessynode aus. Neuwahlen haben un-
verzüglich nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes stattzufinden. Der Landeskir-
chenrat ist berechtigt, die einzelnen Fristen
im Benehmen mit den betroffenen Kir-
chenbezirken zu verkürzen.“
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21. An § 67 Satz 1 wird folgender neuer Buchstabe
c) angefügt:
„c) wenn das erweiterte Führungszeugnis nach
§ 5 Absätze 3 und 4 des Gesetzes zum Schutz
vor sexualisierter Gewalt einen in § 5 Absatz 1
des Gesetzes genannten Eintrag enthält oder
trotz zweimaliger schriftlicher Erinnerung nicht
innerhalb einer Frist von vier Monaten nach der
Wahl oder der Berufung dem Landeskirchenrat
zur Einsichtnahme vorliegt.“

22. Nach § 69 wird folgender Abschnitt IV einge-
fügt:

„IV. Wahlprüfung
§70

Wahlprüfung
(1) Ergeben sich konkrete Zweifel daran, dass

eine in diesem Gesetz geregelte Wahl nach
den Vorschriften dieses Gesetzes durchge-
führt worden ist, führt der Landeskirchen-
rat von Amts wegen eine Wahlprüfung
durch.

(2) Eine Wahlprüfung hat innerhalb von drei
Monaten nach dem Zugang der Wahlnie-
derschriften beim Landeskirchenrat zu er-
folgen.

(3) Werden im Wahlprüfverfahren erhebliche
Verstöße gegen die Vorschriften dieses
Gesetzes festgestellt, die geeignet sind, das
Wahlergebnis wesentlich zu beeinflussen,
kann der Landeskirchenrat die Wahl für
ungültig erklären. Die §§ 37, 50 Absatz 4
und 5, 66 Absatz 4 und 5 gelten entspre-
chend.“

23. Der bisherige Abschnitt IV wird Abschnitt V.
24. Es wird in Abschnitt V. folgender neuer § 71

eingefügt:
„§ 71

Bei kirchlichen Wahlen soll bei der Aufstellung
der Kandidierenden auf Geschlechtergerechtig-
keit geachtet werden.“

25. Die bisherigen §§ 70 bis 72 werden die
§§ 72 bis 74.

26. Der neue § 72 wird wie folgt gefasst:
„§ 72

Übergangsbestimmung
Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt
befindlichen kirchlichen Gremien finden die
Regelungen dieses Gesetzes erst mit ihren re-
gulären Neuwahlen Anwendung.“

27. § 74 wird aufgehoben.

Artikel 2
Der Landeskirchenrat ist befugt, die Wahlordnung in
der Fassung, wie sie sich aus diesem Gesetz ergibt, mit
neuem Datum und neuer Paragrafenfolge bekannt zu
machen und dabei Unstimmigkeiten im Wortlaut zu
beseitigen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, 23. November 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
das Mitarbeitervertretungsrecht in der

Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Vom 23. November 2019

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über das

Mitarbeitervertretungsrecht in der
Evangelischen Kirche der Pfalz

(Protestantische Landeskirche)
Das Gesetz über das Mitarbeitervertretungsrecht in
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. Januar 2015 (ABl. S. 22) wird wie folgt ge-
ändert:
1. In der Überschrift wird die Angabe „(MVG-

Pfalz)“ durch die Angabe „(Mitarbeitervertre-
tungsgesetz Pfalz – MVG-Pfalz)“ ersetzt.

2. § 1 wird wie folgt gefasst:
„§ 1

Anwendung des
Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD

Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD
(MVG-EKD) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. Januar 2019 (ABl. EKD S. 2) wird nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen für die
Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) in Geltung gesetzt. Die Träger dia-
konischer Einrichtungen nach
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes über die Dia-
konie sollen das Mitarbeitervertretungsgesetz
Pfalz aufgrund von Beschlüssen ihrer zuständigen
Gremien anwenden.“
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3. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:
„§ 1a

Überregionale Träger der Diakonie
(Zu § 1 Absatz 2a MVG-EKD)

Für Träger der Diakonie, die dem Diakonischen
Werk Pfalz angeschlossen sind, findet das Mitar-
beitervertretungsgesetz der EKD auch dann in der
Fassung des Mitarbeitervertretungsgesetzes Pfalz
Anwendung, wenn sie rechtlich unselbständige
Einrichtungsteile im Bereich anderer Landeskir-
chen unterhalten.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Von den Trägern diakonischer Einrich-
tungen nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Ge-
setzes über die Diakonie in der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskir-
che) und den Ökumenischen Sozialstationen
in der Diözese Speyer und der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskir-
che), die das Mitarbeitervertretungsgesetz-
Pfalz anwenden, wird § 20 MVG-EKD nach
Maßgabe der Absätze 3 bis 6 entsprechend
angewendet.“

b) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:
„(4) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz
3 nicht zustande, sind zur Wahrnehmung der
Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf deren
Antrag von ihrer übrigen dienstlichen Tätig-
keit in Dienststellen mit in der Regel

151 – 300 Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen 3 Mitglieder der Mitarbei-
tervertretung jeweils mit einem
Achtel der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit Vollbe-
schäftigter,

301 – 600 Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen 3 Mitglieder der Mitarbeter-
vertretung jeweils mit einem
Viertel der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit Vollbe-
schäftigter,

601 –
1000

Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen 3 Mitglieder der Mitarbei-
tervertretung jeweils mit der
Hälfte der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit Vollbe-
schäftigter,

mehr als
1000

Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen für je angefangene 500 Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen
ein weiteres Mitglied der Mitar-
beitervertretung jeweils mit der
Hälfte der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit Vollbe-
schäftigter

freizustellen Maßgeblich ist die Zahl der
wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen nach § 9 MVG-EKD. Die sich bei der
Ermittlung der Freistellungsdauer ergeben-
den Bruchteile sind auf volle Minuten aufzu-
runden. Satz 1 gilt nicht für die Wahrnehmung
von Aufgaben als Mitglied der Gesamtmitar-
beitervertretung (§ 6 MVG-EKD) sowie des
Gesamtausschusses (§ 54 MVG-EKD).

(5) Anstelle von mehreren nach Absatz 4 Freizu-
stellenden sind auf Antrag der Mitarbeitervertre-
tung die Freistellungsanteile auf weniger Mitglie-
der zu verteilen.“

5. Nach § 5a wird der folgende § 5b eingefügt:
„§ 5b

Einigungsstellen (Zu § 36a MVG-EKD)
(1) § 36a MVG-EKD findet keine Anwendung.

Die Mitarbeitervertretung und die Dienststel-
lenleitung können durch Dienstvereinbarung
regeln, dass in der Dienststelle in Bedarfsfäl-
len oder ständig eine Einigungsstelle zu bil-
den ist.

(2) Sind Einigungsstellen gebildet worden, so
sind sie zuständig für Regelungsstreitigkeiten
zwischen der Dienststellenleitung und der
Mitarbeitervertretung in organisatorischen
und sozialen Angelegenheiten nach
§ 40 MVG-EKD. Der Spruch der Einigungs-
stelle ersetzt die Einigung zwischen der
Dienststellenleitung und der Mitarbeiterver-
tretung.

(3) Zum notwendigen Inhalt einer Dienstverein-
barung über die Bildung von Einigungsstellen
gehören Regelungen über das Besetzungsver-
fahren, das Verfahren vor der Einigungsstelle
und über den Umfang der Einigungs- und Re-
gelungsbefugnis sowie deren Kosten. Die
Dienstvereinbarung kann vorsehen, dass in
Angelegenheiten, die durch Beschluss der Ei-
nigungsstelle bereits entschieden sind, die
Kirchengerichte für Mitarbeitervertretungs-
sachen nur insoweit zur Überprüfung und Ent-
scheidung angerufen werden dürfen, als ge-
rügt wird, dass der Inhalt des Einigungsstel-
lenbeschlusses mit diesem Kirchengesetz
oder anderen Rechtsvorschriften und Dienst-
vereinbarungen rechtlich unvereinbar ist.“

6. § 6a Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Speyer, den 23. November 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

150   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019



Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Feststellung des Haushalts der

Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) für die

Haushaltsjahre 2019 und 2020
(Haushaltsgesetz – HG – 2019/2020)

(Haushaltsgesetz – HG – 2019/2020)
Vom 24. November 2018

(Erster Nachtragshaushalt 2020)
Vom 23. November 2019

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Das Haushaltsgesetz 2019/2020 vom
24. November 2018(ABl. S. 139) wird wie folgt ge-
ändert:
1. Durch den als Anlage beigefügten Ersten Nach-

tragshaushalt 2020 wird der Haushalt der Landes-
kirche und der Sonderhaushalt des Pfründestif-
tungsverbands in Einnahmen und Ausgaben neu
festgestellt:

Nachtrag
Haushalts-
jahr

mehr /

2020 weniger
€ €

a) Haushalt der
Landeskirche auf

190.388.000 527.300

b) Sonderhaushalt
des
Pfründestiftungs-
verbandes auf

2.885.200 0

2. Der Stellenplan der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Prot. Landeskirche) für die Haushaltsjahre
2019 und 2020 wird gemäß Anlage 2 zum Nach-
tragshaushalt geändert.

§ 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Speyer, 23. November 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident
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Anlage 1 zum Haushaltsgesetz  

 B E R E C H N U N G - Nachtrag

des Anteils der Kirchengemeinden (Kirchenbezirke) an der Kirchensteuer nach

§ 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 2019 und 2020

vom 24. November 2018

ANSATZ

 ANSATZ NACHTRAG mehr/

HF/UA 2020 2020 weniger

€ € €

HF/UA 9110 Landeskirchensteuer

EINNAHMEN

Kirchensteueraufkommen 97.340.500 97.340.500 0

Erstattungen v. a. Landeskirchen 25.000.000 25.000.000 0

Summe Einnahmen 122.340.500 122.340.500 0

ab

AUSGABEN

Statistische Auswertung 1.000 1.000 0

Kostenaufwand 3.000 3.000 0

Verwaltungskosten für Erhebung 3.830.700 3.830.700 0

Erstattung von KiSt an andere Landeskirchen 0 0 0

Summe Ausgaben 3.834.700 3.834.700 0

Nettoaufkommen 118.505.800 118.505.800 0

Anteil der Kirchengemeinden (Kirchenbezirke) 40 v.H. 47.402.300 47.402.300 0

hinzu Sonstige Einnahmen 

HF/UA 9311-9317 Landeszuschüsse und Erstattungen 822.500 822.500 0

Ertrag Sammelrücklage Kirchengemeinden 432.000 432.000 0

Ertrag Baurücklage Kirchengemeinden 106.700 106.700 0

Entnahme Sammelrücklage Kirchengemeinden 2.077.000 2.252.000 175.000

Entnahme Baurücklage Kirchengemeinden 0 0 0

Finanzausgleichsmasse 50.840.500 51.015.500 175.000

Dieser Betrag wird wie folgt verwendet:

HF/UA 9311 Finanzausgleich allgemein 2.226.400 2.226.400 0

HF/UA 9312 Finanzausgleich Kirchengemeinden 35.049.000 35.049.000 0

HF/UA 9314 Finanzausgleich Kirchenbezirke 12.403.500 12.578.500 175.000

HF/UA 9315 Finanzausgleich Struktur im Pfarramt und Dekanat 610.000 610.000 0

HF/UA 9316 Finanzausgleich Klimaschutzinitiative 194.900 194.900 0

HF/UA 9317 Erprobungsräume 250.000 250.000 0

Zuführung Sammelrücklage Kirchengemeinden 0 0 0

Zuführung Baurücklage Kirchengemeinden 106.700 106.700 0

Zusammen 50.840.500 51.015.500 175.000

HF 9700/UA 9720 

u. 9722

HF 9700/UA 9720 

u. 9722
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Speyer, 25. November 2019
Az.: 5 710/02

Nachtragshaushalt 2020

AUFGABENFELD

Handlungs- Z W E C K B E S T I M M U N G Einnahmen  Ausgaben Einnahmen  Ausgaben Einnahmen  Ausgaben
feld € € € € € €

RECHTSETZUNG, LEITUNG UND
VERWALTUNG, RECHTSSCHUTZ

… …
7910 Amtsstellen 124.300 333.100 391.400 600.200 267.100 267.100
… …

Summe AUFGABENFELD 7 3.851.100 15.660.500 4.118.200 15.927.600 267.100 267.100

VERWALTUNG DES ALLGEMEINEN
FINANZ- UND SONDERVERMÖGENS

… …
8610 Pfründevermögensverwaltung 1.424.200 324.200 1.509.400 409.400 85.200 85.200
… …

Summe AUFGABENFELD 8 3.291.900 1.927.400 3.377.100 2.012.600 85.200 85.200

9 ALLGEMEINE FINANZWIRTSCHAFT
… ….
9314 Finanzausgleich Kirchenbezirke 19.000 12.403.500 19.000 12.578.500 0 175.000
9700 Rücklagen 12.468.400 973.700 12.643.400 973.700 175.000 0
… …

Summe AUFGABENFELD 9 148.460.500 60.392.300 148.635.500 60.567.300 175.000 175.000
Summen 527.300 527.300

189.860.700 189.860.700 189.839.700 185.631.200

Planansatz für das
Rechnungsjahr

1. Nachtrag 2020

Die Veröffentlichung des Nachtragshaushalts 2020 erfolgt zur besseren Übersicht und zur Kosteneinsparung in gekürzter Form. Der Hausahlt der 
Ev. Kirche der Pfalz (Prot. Landeskirche) und der Sonderhaushalt des Pfälzischen Prot. Pfründestiftungsverbands können beim Landeskirchenrat 
bzw. bei der Hauptverwaltung eingesehen oder angefordert werden. 

7

8

mehr / weniger2020
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Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben
   €    €    €    €    €    €

ALLGEMEINE KIRCHLICHE
DIENSTE 23.139.900 80.353.200 22.503.700 76.269.000 0 0

BESONDERE KIRCHLICHE
DIENSTE 3.022.400 11.145.800 3.048.600 10.941.500 0 0

2 KIRCHLICHE SOZIALARBEIT 761.600 4.830.300 743.900 4.659.800 0 0

3 GESAMTKIRCHLICHE AUFGABEN,
ÖKUMENE, WELTMISSION 21.700 1.554.800 17.000 1.514.800 0 0

4 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 61.800 1.049.900 59.600 1.044.000 0 0

5 BILDUNGSWESEN UND
WISSENSCHAFT 7.249.800 12.946.500 7.336.100 12.694.600 0 0

7 RECHTSETZUNG, LEITUNG UND
VERWALTUNG, RECHTSSCHUTZ 3.851.100 15.660.500 4.118.200 15.927.600 267.100 267.100

8 VERWALTUNG DES ALLGE-
MEINEN FINANZ- UND SONDER-
VERMÖGENS 3.291.900 1.927.400 3.377.100 2.012.600 85.200 85.200

9 ALLGEMEINE
FINANZWIRTSCHAFT 148.460.500 60.392.300 148.635.500 60.567.300 175.000 175.000

 GESAMT 189.860.700 189.860.700 189.839.700 185.631.200 527.300 527.300

G E S A M T P L A N      
AF Bezeichnung Planansatz 1. Nachtrag 

für das Rechnungsjahr für das Rechnungsjahr

0

1

SACHBUCHTEIL 00

mehr / weniger
2020 2020
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Beschluss über die Aufhebung von
Pfarrstellen und die Veränderung von
Kirchengemeinden im Kirchenbezirk

an Alsenz und Lauter

Vom 22. August 2019

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 7 und 8 der
Verfassung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) beschließt die Kirchenre-
gierung:

§ 1
Die Pfarrstelle Einöllen wird aufgehoben.

§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. September 2019 in Kraft.

Speyer, den 22. August 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Rechtsverordnung zur Änderung der
Ordnung für die Benutzung

kirchlichen Archivguts
(Benutzerordnung)

Vom 27. August 2019

Aufgrund von § 9 Absatz 6 in Verbindung mit
§ 13 Nr. 1 des Archivgesetzes vom
7. Mai 1999(ABl. S. 112), erlässt der Landeskirchenrat
folgende Rechtsverordnung:

Artikel 1
§ 9 Absatz 4 Satz 4 der Ordnung für die Benutzung
kirchlichen Archivguts (Benutzungsordnung) vom
25. Juni 2002(ABl. S. 206), welche zuletzt am
8. September 2015(ABl. S. 126) geändert worden ist,
wird gestrichen.

Artikel 2
Die Rechtsverordnung tritt am 1. Oktober 2019 in
Kraft.

Die Verordnung wird hiermit verkündet,

Speyer, den 27. August 2019
- Landeskirchenrat -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Erlass zur Änderung des Erlasses über
einen Fahrtkostenzuschuss für

Pfarrerinnen und Pfarrer für die
Nutzung der Verkehrsmittel des

Öffentlichen Personennahverkehrs
(ÖPNV)

Vom 19. November 2019

Artikel 1
Der Erlass über einen Fahrtkostenzuschuss für Pfar-
rerinnen und Pfarrer für die Nutzung der Verkehrs-
mittel des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV)
vom 16. Oktober 2018 (ABl. S. 150) wird wie folgt
geändert.
1. § 3 Absatz 1 wird die Zahl „22“ durch die Zahl „35“

ersetzt.
2. In § 4 wird das Datum „31. Dezember 2020“ durch

das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt.

Artikel 2
Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Speyer, den 19. November 2019
- Landeskirchenrat -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Beschluss über die Errichtung des
Zweckverbands „Protestantischer

Kindertagesstättenverbund
Zweibrücken“ und Feststellung der

Verbandssatzung

Vom 24. Oktober 2019

Auf Grund des § 4 Absatz 1 Satz 2 des Verbandsge-
setzes vom 26. Mai 2018 (ABl. S. 76) beschließt die
Kirchenregierung auf Antrag der Beteiligten:

§ 1
Errichtung eines Zweckverbands,

Verbandssatzung
Zur gemeinsamen Trägerschaft von Kindertagesstät-
ten wird ein Zweckverband errichtet. Der Zweckver-
band ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er
führt den Namen „Protestantischer Kindertagesstät-
tenverbund Zweibrücken“. Als Tag der Errichtung
wird der 1. Januar 2020 bestimmt. Gleichzeitig wird
auf Grund übereinstimmender Beschlüsse der Presby-
terien der Protestantischen Kirchengemeinden
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1. Zweibrücken-Ernstweiler,
2. Zweibrücken-Ixheim,
3. Zweibrücken-Mitte,
4. Zweibrücken-Niederauerbach,
5. Oberauerbach,
6. Rimschweiler

und des Vorstands der
7. Herzog-Wolfgang-Stiftung mit Sitz in Zweibrü-

cken
die in der Anlage zu diesem Beschluss veröffent-
lichte Verbandssatzung festgestellt.

§ 2
Übernahme der Betriebsträgerschaft von

Kindertagesstätten
Der Protestantische Kindertagesstättenverbund Zwei-
brücken übernimmt die Betriebsträgerschaft der Kin-
dertagesstätten des Verbunds Protestantischer Kinder-
tageseinrichtungen in der Stadt Zweibrücken e. V. im
Rahmen eines Betriebsübergangs gemäß § 613a BGB.

§ 3
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Amtsblatt in Kraft.

Speyer, den 24. Oktober 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Anlage zu § 1

Satzung des Protestantischen
Kindertagesstättenverbunds Zweibrücken

Präambel
Tageseinrichtungen für Kinder erfüllen ihren von
Staat und Öffentlichkeit anerkannten Erziehungs- und
Bildungsauftrag in Ergänzung zur Familie. Die Evan-
gelische Kirche der Pfalz möchte mit dem Betrieb von
Tageseinrichtungen für Kinder einen Beitrag leisten,
den Erziehungs- und Bildungsauftrag im Lichte christ-
lichen Menschen- und Weltverständnisses zu prägen.
Zur Sicherung der Trägerschaft Protestantischer Ta-
geseinrichtungen für Kinder wird dieser Kindertages-
stättenverband errichtet. Der Prot. Kindertagesstätten-
verbund Zweibrücken dient Kindern, Eltern und Fa-
milien ohne Rücksicht auf Herkunft, Nationalität und
Glauben in praktischer Ausübung christlicher Nächs-
tenliebe im Sinne der Diakonie als Wesens- und Le-
bensäußerung der Protestantischen Kirche. Er ist offen
für den Beitritt weiterer Mitglieder, wenn die Erfül-
lung der Verbandsaufgaben dadurch gefördert wird
und Gründe des kirchlichen Wohls nicht entgegenste-
hen.

§ 1 Name, Rechtsnatur, Sitz und Siegel
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Protestan-

tischer Kindertagesstättenverbund Zweibrü-
cken“.

(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts. Er verwaltet seine Angelegen-
heiten selbständig im Rahmen der kirchlichen
Ordnung.

(3) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Zweibrü-
cken.

(4) Der Zweckverband führt ein Dienstsiegel mit der
Bezeichnung: „Protestantischer Kindertagesstät-
tenverbund Zweibrücken“.

§ 2 Mitgliedschaft
(1) Mitglieder des Zweckverbands sind:

a) Prot. Kirchengemeinde Zweibrücken -
Mitte,

b) Prot. Kirchengemeinde Zweibrücken -
Ernstweiler,

c) Prot. Kirchengemeinde Zweibrücken - Nie-
derauerbach,

d) Prot. Kirchengemeinde Zweibrücken - Ix-
heim,

e) Prot. Kirchengemeinde Oberauerbach,
f) Prot. Kirchengemeinde Rimschweiler,
g) Herzog-Wolfgang-Stiftung.

(2) Durch Satzungsänderung können mit Genehmi-
gung des Landeskirchenrats weitere Mitglieder
aufgenommen oder Mitglieder ausgeschlossen
werden. Wird der weitere Betrieb sämtlicher Kin-
dertagesstätten eines Verbandsmitglieds unmög-
lich, so soll der Landeskirchenrat das Ausschei-
den dieses Verbandsmitglieds aus dem Zweck-
verband genehmigen. Neben den in § 1 Absatz 1
des Verbandsgesetzes genannten Mitgliedern
können mit ihrer Zustimmung auch natürliche
sowie andere juristische Personen des öffentli-
chen und des Privatrechts Mitglied des Zweck-
verbands werden, wenn die Erfüllung der Ver-
bandsaufgaben dadurch gefördert wird und Grün-
de des kirchlichen Wohls nicht entgegenstehen.

§ 3 Zweck und Aufgaben
(1) Der Zweckverband nimmt Aufgaben der Jugend-

hilfe wahr. Er verwirklicht diesen Zweck insbe-
sondere durch den Betrieb von Tageseinrichtun-
gen für Kinder.

(2) Der Zweckverband übernimmt die Betriebsträ-
gerschaft für Kindertageseinrichtungen der Ver-
bandsmitglieder. Hierzu gehört die Übernahme
aller Rechte und Pflichten, die sich aus der Be-
triebsträgerschaft ergeben. Der Verband ist damit
auch Anstellungsträger aller Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Einrichtungen.
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(3) Zu den satzungsgemäßen Aufgaben des Zweck-
verbands gehören auch die Federführung bei Ver-
handlungen mit den Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe und anderen zuständigen Refinanzie-
rungsträgern. Die Aufbringung der nicht refinan-
zierten Sachkosten, insbesondere Betriebskosten
des Gebäudes, für die in ihrem Bereich gelegenen
Kindertagesstätten bleibt Aufgabe des entspre-
chenden Verbandsmitglieds. Hierüber ist zwi-
schen dem jeweiligen Verbandsmitglied und dem
Zweckverband eine Vereinbarung zu schließen.

§ 4 Selbstlosigkeit
(1) Der Zweckverband verfolgt durch die Wahrneh-

mung der in § 3 genannten Aufgaben ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige
und kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenord-
nung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel
des Zweckverbands dürfen nur für die satzungs-
gemäßen Zwecke verwendet werden.

(2) Der Zweckverband darf keine Person durch Aus-
gaben, die seinem Zweck fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünsti-
gen.

§ 5 Mitwirkung der Verbandsmitglieder
(1) Der Zweckverband kann mit Zustimmung der

betroffenen Verbandsmitglieder weitere Kinder-
tagesstätten errichten sowie bestehende Kinder-
tagesstätten schließen.

(2) Bei der Errichtung neuer und der Schließung be-
stehender Gruppen sind die örtlich zuständigen
Verbandsmitglieder vor Entscheidung von Ver-
bandsvorstand und -versammlung sowie vorbe-
haltlich einer erforderlichen kirchenaufsichtli-
chen Genehmigung zu hören. Ihnen wird hierzu
eine Frist von vier Wochen eingeräumt. Bei Än-
derungen der Einrichtungsstruktur im Übrigen
(z. B. Erhöhung der Ganztagsplätze, Verände-
rung der Öffnungszeiten oder Umwandlung von
Gruppen) sowie bei ordentlicher Kündigung der
Einrichtungsleitung und der stellvertretenden
Einrichtungsleitung sind die betroffenen Ver-
bandsmitglieder vorher zu informieren. Bei der
Besetzung der Stellen von Einrichtungsleitungen
ist zuvor das Verbandsmitglied anzuhören, in
dessen Gebiet die Einrichtung liegt.

(3) Die Kindertagesstättenarbeit bleibt wesentlicher
Bestandteil der Arbeit der Kirchengemeinden.
Verband und Verbandsmitglieder verpflichten
sich, die inhaltliche Einbindung der Kindertages-
stätten in die Arbeit und das Leben der Kirchen-
gemeinde, in deren Bereich die Kindertagesstät-
ten jeweils gelegen sind, beizubehalten und auch
künftig sicherzustellen. Aufgabe der Kirchenge-
meinden ist insbesondere die seelsorgerliche so-
wie religionspädagogische Begleitung und Un-
terstützung der Kindertagesstätten. Hierzu zählt:

a) regelmäßige Einbeziehung der Kinder-
tagesstätte in kirchengemeindliche Ak-
tivitäten (z. B. Gottesdienste, Gemein-
defeste),

b) regelmäßige religionspädagogische
Mitwirkung der Pfarrerin oder des
Pfarrers in der Kindertagesstätte,

c) Nutzung der Öffentlichkeitsarbeit der
Kirchengemeinde durch die Kinderta-
gesstätte (z. B. Gemeindebrief),

d) Mitwirkung des Presbyteriums bei der
Erarbeitung und Umsetzung der religi-
onspädagogischen Konzeption.

§ 6 Nutzungsrecht
Soweit die Verbandsmitglieder Eigentümer der Kin-
dertagesstättengebäude und -grundstücke sind, ver-
bleiben diese im Eigentum des jeweiligen Verbands-
mitglieds. Befinden sich die Kindertagesstättengebäu-
de und grundstücke im Eigentum oder Erbbaurecht
eines Dritten, gelten die Vereinbarungen zwischen
Verbandsmitglied und Drittem. Damit der Zweckver-
band die Betriebsträgerschaft durchführen kann, über-
nimmt er die betriebsnotwendigen Grundstücke, Ge-
bäude oder Gebäudeteile, in denen die Kindertages-
stätten untergebracht sind, sowie das vorhandene be-
triebsnotwendige Inventar im Rahmen eines Nut-
zungsvertrags, der mit dem jeweils Berechtigten ab-
zuschließen ist. Während der Dauer der Nutzungs-
überlassung obliegt die Pflicht zur baulichen Unter-
haltung weiterhin dem Grundstückseigentümer.

§ 7 Organe
(1) Organe des Zweckverbands sind die Verbands-

versammlung und der Verbandsvorstand. Ihre
Amtsdauer richtet sich nach der Amtsdauer der
Presbyterien. Die Organe des Zweckverbands ta-
gen nichtöffentlich. Soweit es ein Sachthema er-
fordert, können sie zu den Tagungen Personen
mit besonderem Sachverstand als Gäste einladen.

(2) Die Mitglieder der Organe des Zweckverbands
sind ehrenamtlich tätig. Sie haben im erforderli-
chen Umfang Anspruch auf Ersatz ihrer nachge-
wiesenen Auslagen.

§ 8 Verbandsversammlung
(1) Oberstes Organ des Zweckverbands ist die Ver-

bandsversammlung. Sie setzt sich zusammen aus
a) den jeweiligen Dekaninnen und Dekanen

der betroffenen Kirchenbezirke,
b) jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertretern

aus den Leitungsorganen der Verbandsmit-
glieder, unabhängig von der Anzahl der Kin-
dertagesstätten des Verbandsmitglieds. Die
Anzahl der ordinierten Theologinnen und
Theologen darf die der weltlichen Mitglie-
der nicht übersteigen. Weltliche Mitglieder
müssen zum Amt der Presbyterin oder des
Presbyters wählbar sein,
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c) der Leitung des Prot. Verwaltungszweck-
verbandes Zweibrücken - Pirmasens als Ge-
schäftsführer / Geschäftsführerin des
Zweckverbands, mit beratender Funktion,

d) der pädagogischen Leitung des Zweckver-
bands, mit beratender Funktion,

e) einer Vertreterin / einem Vertreter des Dia-
konischen Werkes Pfalz, in der Regel die
Fachberatung, mit beratender Funktion.

(2) Die Presbyterien der Verbandsmitglieder berufen
spätestens in der zweiten Sitzung nach ihrer Neu-
konstituierung die Mitglieder der Verbandsver-
sammlung. Die Mitglieder der Verbandsver-
sammlung bleiben bis zu deren Neubildung im
Amt. Die Mitgliedschaft erlischt, wenn das ent-
sendende Verbandsmitglied aus dem Zweckver-
band ausscheidet. Sie erlischt ferner, wenn sonst
eine der Voraussetzungen der Entsendung ent-
fällt, insbesondere wenn das entsandte Mitglied
aus dem entsendenden Organ ausscheidet. In die-
sem Fall hat das betroffene Verbandsmitglied für
die verbleibende Amtsdauer eine Nachfolgerin
oder einen Nachfolger zu benennen.

(3) Die Mitglieder des Verbandsvorstands bleiben
stimmberechtigte Mitglieder der Verbandsver-
sammlung.

§ 9 Tagungen der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung tritt nach Bedarf,

mindestens einmal jährlich, zu einer ordentlichen
Tagung zusammen. Sie muss einberufen werden,
wenn mindestens ein Drittel der Verbandsmit-
glieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks
und der Gründe beantragt.

(2) Zur ersten Tagung nach Errichtung des Zweck-
verbands wird durch die Dekanin oder den De-
kan, in deren oder dessen Kirchenbezirk der
Zweckverband seinen Sitz hat, eingeladen. Sie
oder er leitet die Tagung bis zur Wahl der oder
des Verbandsvorstandsvorsitzenden.

(3) Der Verbandsvorstand lädt die Mitglieder unter
Angabe der Tagesordnung mindestens 14 Tage
vor dem Tagungstermin schriftlich ein. Bei au-
ßerordentlichen Tagungen kann der Verbands-
vorstand die Einladungsfrist erforderlichenfalls
auf bis zu vier Tage verkürzen. Die oder der Ver-
bandsvorstandsvorsitzende oder ihre oder seine
Stellvertretung eröffnet, leitet und schließt die
Tagung.

(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig,
wenn ordnungsgemäß eingeladen und mehr als
die Hälfte ihrer satzungsmäßigen Mitglieder an-
wesend ist. Sie fasst ihre Beschlüsse mit Stim-
menmehrheit der Anwesenden, soweit nichts An-
deres vorgeschrieben ist. Stimmenthaltungen
gelten als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit
gibt das vorsitzende Mitglied des Verbandsvors-
tands den Stichentscheid, ausgenommen bei
Wahlen; bei diesen entscheidet das Los. Wahlen
in der Verbandsversammlung sind geheim und
mit Stimmzetteln vorzunehmen. Für die Ver-
handlung und Beschlussfassung der Verbands-
versammlung gelten im Übrigen die Bestimmun-
gen für die Presbyterien entsprechend.

(5) Über die in den Verhandlungen der Verbands-
versammlung gestellten Sachanträge und getrof-
fenen Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufer-
tigen. Diese ist von der oder dem Verbandsvors-
tandsvorsitzenden und dem protokollführenden
Mitglied des Verbandsvorstands zu unterschrei-
ben und allen Mitgliedern der Verbandsver-
sammlung zuzustellen.

§ 10 Aufgaben der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung ist über alle wichti-

gen Angelegenheiten durch den Verbandsvor-
stand zu unterrichten und kann darüber beraten.
Mit rechtsverbindlicher Beschlusskompetenz ist
sie zuständig für die ihr nach dem Verbandsge-
setz zugewiesenen Aufgaben. In die Zuständig-
keit der Verbandsversammlung fallen insbeson-
dere folgende Angelegenheiten:
a) die Wahl des Verbandsvorstands aus der

Mitte der Verbandsversammlung,
b) die Aufsicht über den Verbandsvorstand,
c) die Errichtung und Schließung von Gruppen

und Einrichtungen im Einvernehmen mit
der Kirchengemeinde, in deren Bereich die
Einrichtung gelegen ist,

d) den Erlass einer Geschäftsordnung für die
Verbandsversammlung und den Verbands-
vorstand,

e) die Beschlussfassung über den gemeinsa-
men Entwicklungsplan für die protestanti-
schen Kindertagesstätten des Zweckver-
bands,

f) die Feststellung des vom Verbandsvorstand
vorgelegten Haushaltsplanentwurfs ein-
schließlich des Stellenplanentwurfs,

g) die Prüfung und Feststellung der Jahresrech-
nung,

h) die Genehmigung des Erwerbs, der Veräu-
ßerung und der Belastung von Grundstü-
cken oder grundstücksgleichen Rechten
durch den Zweckverband,

i) die Festsetzung einer Umlage der Verbands-
mitglieder,
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j) die Beschlussfassung über Änderungen der
Verbandssatzung,

k) die Aufnahme und den Ausschluss von Mit-
gliedern, vorbehaltlich der Genehmigung
des Landeskirchenrats,

l) die Entlastung des Verbandsvorstands.
(2) Bei der Wahrnehmung der Aufgabe gem.

Absatz 1 Buchstabe l sind die Mitglieder des Ver-
bandsvorstands nicht stimmberechtigt.

§ 11 Verbandsvorstand
(1) Der Verbandsvorstand besteht aus sieben Mit-

gliedern, die die Verbandsversammlung bei ihrer
ersten Tagung wählt. Die Anzahl der ordinierten
Theologinnen und Theologen darf die der welt-
lichen Mitglieder nicht übersteigen. Weltliche
Mitglieder müssen zum Amt der Presbyterin oder
des Presbyters wählbar sein. Die oder der Vor-
sitzende und die oder der stellvertretende Vorsit-
zende des Verbandsvorstands müssen im unmit-
telbaren Dienst der Landeskirche stehen. Eine
oder einer von ihnen muss die Dekanin oder der
Dekan des Kirchenbezirks sein, in dem der
Zweckverband seinen Sitz hat. Sind mehrere Kir-
chenbezirke oder kirchliche Körperschaften des
öffentlichen Rechts aus unterschiedlichen Kir-
chenbezirken dem Zweckverband als Mitglied
angeschlossen, ist das Amt sowohl der oder des
Verbandsvorstandsvorsitzenden als auch der
oder des stellvertretenden Verbandsvorstands-
vorsitzenden aus den Reihen der Dekaninnen und
Dekane der betreffenden Kirchenbezirke zu be-
setzen. Des Weiteren gehören dem Verbandsvor-
stand die Geschäftsführung, mit beratender Stim-
me, sowie die pädagogische Leitung des Zweck-
verbands mit beratender Stimme an.

(2) Die Mitglieder des Verbandsvorstands bleiben
bis zu dessen Neubildung im Amt. Scheidet ein
Mitglied vorzeitig aus dem Verbandsvorstand
aus, wählt die Verbandsversammlung für die ver-
bleibende Amtsdauer ein neues Mitglied.

(3) Der Zweckverband wird gerichtlich und außer-
gerichtlich durch zwei Mitglieder des Verbands-
vorstands gemeinsam vertreten, wovon mindes-
tens eines die oder der Vorsitzende oder die oder
der stellvertretende Vorsitzende sein muss. Der
Verbandsvorstand vertritt im gerichtlichen und
außergerichtlichen Rechtsverkehr, soweit nicht
die Geschäftsführung dafür zuständig ist.

§ 12 Tagungen des Verbandsvorstands
(1) Die oder der Verbandsvorstandsvorsitzende oder

ihre oder seine Stellvertretung lädt die Mitglieder
des Verbandsvorstands mindestens vier Tage vor
dem Tagungstermin schriftlich zu den Tagungen
ein. Eine Unterschreitung der Frist ist unbeacht-
lich, wenn zwei Drittel der Mitglieder an der Sit-
zung teilnehmen und die Kürze der Frist nicht bei
der oder dem Verbandsvorstandsvorsitzenden
beanstandet wird.

(2) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn
ordnungsgemäß eingeladen und mehr als die
Hälfte seiner satzungsmäßigen Mitglieder anwe-
send ist. Der Verbandsvorstand fasst seine Be-
schlüsse mit Stimmenmehrheit der Anwesenden,
soweit nichts Anderes vorgeschrieben ist.
Stimmenthaltungen gelten als Ablehnung. Bei
Stimmengleichheit gibt die oder der Verbands-
vorstandsvorsitzende den Stichentscheid, bei
Wahlen entscheidet das Los.

(3) Sachkundige Personen können zu den Sitzungen
und zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung
beratend hinzugezogen werden.

(4) Über die Beschlüsse des Verbandsvorstands ist
eine Niederschrift anzufertigen. Diese ist von der
oder dem Verbandsvorstandsvorsitzenden und
dem protokollführenden Mitglied des Verbands-
vorstands zu unterschreiben und allen Mitglie-
dern des Verbandsvorstands zuzustellen.

§ 13 Aufgaben des Verbandsvorstands
(1) Der Verbandsvorstand ist für alle Angelegenhei-

ten des Zweckverbands zuständig, soweit nicht
durch Gesetz oder die Verbandssatzung eine an-
dere Zuständigkeit begründet ist. Insbesondere
obliegen dem Verbandsvorstand:
a) die Vorbereitung, Einberufung, Leitung der

Tagungen der Verbandsversammlung und
die Ausführung ihrer Beschlüsse,

b) Erstellung des Haushaltsplanentwurfs,
c) Zustimmung zu Einstellung und Entlassung

der Kindertagesstättenleitungen,
d) die Aufstellung und Aktualisierung des ge-

meinsamen Entwicklungsplans für die Pro-
testantische Kindertageseinrichtungen des
Zweckverbands,

e) Beratung und Beschlussfassung über die pä-
dagogischen Konzepte der Protestantischen
Kindertageseinrichtungen des Zweckver-
bands,

f) Beratung und Beschlussfassung über die
Angebotsstruktur der Protestantischen Kin-
dertageseinrichtungen des Zweckverbands,

g) die Dienstaufsicht über die Geschäftsfüh-
rung, die durch das vorsitzende Mitglied des
Verbandsvorstands wahrgenommen wird,
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h) die Überwachung der Verwaltung der Ver-
mögens- und Haushaltsführung des Zweck-
verbands, die Vornahme von Kassenprüfun-
gen sowie die Genehmigung über- und au-
ßerplanmäßiger Ausgaben,

i) weitere wichtige Angelegenheiten, auf An-
trag der Geschäftsführung,

j) die Verhandlungen mit den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe und anderen Refi-
nanzierungsträgern, auch für das einzelne
Verbandsmitglied. In der Regel führt die
Geschäftsführung diese Verhandlungen.

(2) Überschreitet die Verbandsversammlung durch
einen Beschluss ihre Befugnisse aus dem Ver-
bandsgesetz oder der Verbandssatzung oder ver-
stößt sie damit gegen geltendes Recht, ist der
Verbandsvorstand verpflichtet, die Ausführung
dieses Beschlusses auszusetzen und seine Beden-
ken der Verbandsversammlung unverzüglich
schriftlich zu unterbreiten. Verbleibt es seitens
der Verbandsversammlung bei dem genannten
Beschluss, hat der Verbandsvorstand die Ange-
legenheit unverzüglich dem Landeskirchenrat
zur Entscheidung vorzulegen. Fasst der Ver-
bandsvorstand selbst Beschlüsse im Sinne von
Satz 1, treffen die dort genannten Verpflichtun-
gen die oder den Verbandsvorstandsvorsitzen-
den.

(3) Der Verbandsvorstand ist verpflichtet, den Ver-
bandsmitgliedern Einsicht in alle sie betreffenden
Unterlagen zu gewähren. Die Verbandsmitglie-
der sind verpflichtet, dem Verbandsvorstand die
erforderlichen Informationen, Auskünfte und
Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.

(4) Der Verbandsvorstand kann auf Vorschlag der
Geschäftsführung eine oder mehrere pädagogi-
sche Leitung(en) als Fachvorgesetzte/r einsetzen.

§ 14 Geschäftsführung
(1) Die Geschäftsführung wird durch den Leiter / die

Leiterin des Prot. Verwaltungszweckverbandes
Zweibrücken - Pirmasens wahrgenommen. Die
Stellvertretung wird durch den stellvertretenden
Leiter / die stellvertretende Leiterin des Prot.
Verwaltungszweckverbands Zweibrücken - Pir-
masens wahrgenommen.

(2) Die Geschäftsführung ist zuständig für die Füh-
rung der laufenden Geschäfte des Zweckver-
bands und die in Absatz 3 genannten Angelegen-
heiten. Zu den laufenden Geschäften des Zweck-
verbands gehören alle Maßnahmen, die im Rah-
men des Haushaltsplans vorgesehen oder zur
Aufrechterhaltung eines geordneten Betriebs er-
forderlich sind, vor allem der Abschluss von Ver-
trägen, soweit die Verbandssatzung nichts ande-
res bestimmt oder die Verbandsversammlung
keine gesonderte Regelung getroffen hat. In dem
ihr übertragenen Wirkungskreis vertritt die Ge-
schäftsführung den Zweckverband im gerichtli-
chen und außergerichtlichen Rechtsverkehr. Be-
steht die Geschäftsführung aus mehreren Perso-
nen, vertreten diese den Zweckverband gemein-
sam.

(3) Der Geschäftsführung obliegen:
a) die Einstellung, Entlassung und Dienstauf-

sicht über alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Zweckverbands,

b) die Verhandlungen mit den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe und anderen Refi-
nanzierungsträgern, auch für das einzelne
Verbandsmitglied,

c) die Entwicklung und Weiterentwicklung ge-
meinsamer Qualitätsmerkmale für Protes-
tantische Kindertagesstätten und deren Um-
setzung in die Konzeptionen der Einrichtun-
gen im Einvernehmen mit dem Diakoni-
schen Werk Pfalz,

d) die Öffentlichkeitsarbeit.
(4) Die Geschäftsführung bedarf im Innenverhältnis

der Zustimmung des Verbandsvorstands zur Ver-
tretung im Rechtsverkehr für folgende Geschäfte:
a) Einstellung und Entlassung der Kinderta-

gesstättenleitungen. Bei außerordentlicher
Kündigung oder vertraglicher Aufhebung
von Dienstverträgen dieser Personen ent-
scheidet die Geschäftsführung ausschließ-
lich; sie berichtet hierüber dem Verbands-
vorstand in der auf die Entscheidung fol-
genden Tagung und informiert das Ver-
bandsmitglied, in dessen Gebiet die Einrich-
tung liegt,

b) Neuanlagen und Reparaturen, die im Ein-
zelfall eine bestimmte Wertgrenze über-
schreiten, außer sie sind bereits im Haus-
haltsplan ausgewiesen. Die Wertgrenze legt
der Verbandsvorstand durch Beschluss fest.
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§ 15 Deckung des Finanzbedarfs
(1) Der Zweckverband finanziert sich insbesondere

durch Finanzausgleichsleistungen, Spenden und
andere Zuwendungen. Soweit die sonstigen Fi-
nanzmittel des Zweckverbands zur Deckung sei-
nes Finanzbedarfs nicht ausreichen, kann er von
den Verbandsmitgliedern eine Verbandsumlage
erheben. Die Grundlagen für die Bemessung der
Verbandsumlage sind in der Verbandssatzung
festzusetzen.

(2) Die Finanzwirtschaft des Zweckverbands erfolgt
auf Grundlage eines Haushaltsplans zur Feststel-
lung und Deckung des Finanzbedarfs, der zur Er-
füllung seiner Aufgaben im Bewilligungszeit-
raum voraussichtlich notwendig sein wird.

(3) Nähere Regelungen über die Haushalts- und
Wirtschaftsführung des Zweckverbands sowie
den Finanzausgleich treffen das Gesetz über die
Ordnung des Haushalts- und Vermögensrechts in
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche) vom 30. November 1978
(ABl. 1979 S. 41, 163) und das Finanzausgleichs-
gesetz vom 21. November 2015 (ABl. S. 148),
beide in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Näheres kann der Verbandsvorstand in einer Ge-
schäftsordnung für den Zweckverband regeln.
Diese bedarf der Genehmigung des Landeskir-
chenrats.

§ 16 Änderungen der Verbandssatzung
Die Verbandsversammlung kann die Verbandssat-
zung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer sat-
zungsmäßigen Stimmen ändern. Satzungsänderungen
bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenrats.
Verbandssatzung und Änderungen der Verbandssat-
zung sind mit der Genehmigung des Landeskirchen-
rats im landeskirchlichen Amtsblatt zu veröffentli-
chen.

§ 17 Ausscheiden, Auflösung
(1) Der Austritt eines Verbandsmitglieds aus dem

Zweckverband erfolgt durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber dem Verbandsvorstand. Er ist
nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
zwölf Monaten zum Schluss eines Kalenderjah-
res zulässig. Die in § 1 Absatz 1 Satz 1 des Ver-
bandsgesetzes genannten Verbandsmitglieder
können nur aus wichtigem Grund und mit Ge-
nehmigung des Landeskirchenrats austreten.
Diese darf nur erteilt werden, wenn der Austritt
die Erfüllung der Verbandsaufgaben nicht we-
sentlich beeinträchtigt und das betroffene Ver-
bandsmitglied die Aufgaben selbst erfüllen kann.
Ausscheidende Verbandsmitglieder haben kei-
nen Anspruch auf anteilige Abfindung aus dem
Zweckverbandsvermögen.

(2) Bei Ausscheiden aus dem Zweckverband ist das
betreffende Verbandsmitglied verpflichtet, die
Betriebsträgerschaft aller Kindertagesstätten zu
übernehmen, die sich vor Begründung des Mit-
gliedschaftsverhältnisses zum Zweckverband
oder zum Verbund Protestantischer Kindertages-
einrichtungen in der Stadt Zweibrücken e. V. in
seiner Trägerschaft befanden, einschließlich des
zum Betrieb gehörigen Inventars.

(3) Über die Auflösung des Zweckverbands ent-
scheidet die Verbandsversammlung mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln ihrer satzungsmäßi-
gen Stimmen. Der Beschluss bedarf der Geneh-
migung des Landeskirchenrats. Dieser hat den
Auflösungsbeschluss und den Tag seiner Wirk-
samkeit im landeskirchlichen Amtsblatt zu ver-
öffentlichen.

(4) Sind die Aufgaben des Zweckverbands erfüllt
oder entfallen und wird dieser nicht gemäß
Absatz 2 aufgelöst, kann die Auflösung durch den
Landeskirchenrat erfolgen. Er hat zuvor den Ver-
bandsmitgliedern unter Setzung einer angemes-
senen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

(5) Der Zweckverband gilt nach seiner Auflösung als
fortbestehend, soweit und solange der Zweck der
Abwicklung es erfordert. Sein Vermögen fällt
anteilig an die in § 1 Absatz 1 Satz 1 des Ver-
bandsgesetzes genannten Verbandsmitglieder,
die es ausschließlich und unmittelbar für gemein-
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu
verwenden haben.
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Beschluss zur Änderung der Satzung
über die Diakonie in der Evangelischen

Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche)

Vom 24. August 2019

Auf Grund des § 19 Satz 1 in Verbindung mit
§ 14 Absatz 2 Nummer 4 des Diakoniegesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom
22. Dezember 1986 (ABl. 1987 S. 74, 1988 S. 58), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Mai 2019
(ABl. S. 83) geändert worden ist, beschließt die Haupt-
versammlung:

Artikel 1
Änderung der Satzung über die Diakonie in der

Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Die Satzung über die Diakonie in der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) vom
14. Oktober 1987 (ABl. 1988, S. 34), die zuletzt durch
Nummer 1 des Beschlusses vom 20. November 2009
(ABl. S. 218) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1. die Kirchengemeinden, die Gesamtkir-
chengemeinden, die Kirchenbezirke, die
Zweckverbände nach dem Verbandsgesetz
und die Landeskirche
(§ 1 Absatz 1 Nummer 1 des Diakoniegeset-
zes);“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Kirchengemeinden, Gesamtkirchenge-
meinden, Kirchenbezirke, Zweckverbände
nach dem Verbandsgesetz und Einrichtun-
gen nach Absatz 1 Nummer 2 können ge-
meinsam Träger der Diakonie sein
(§ 1 Absatz 2 des Diakoniegesetzes).“

2. § 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Soweit keine Sonderregelungen bestehen,
gilt das Gesetz über die Ordnung des Haushalts-
und Vermögensrechts in der Evangelischen Kir-
che der Pfalz (Protestantische Landeskirche) in
der jeweils geltenden Fassung.“

3. § 17 wird wie folgt gefasst:
„§ 17

Mitarbeitende in den Sozialberatungsstellen
Zu den Aufgaben der Mitarbeitenden in den So-
zialberatungsstellen gehören insbesondere:
1. die Beratung und Betreuung Rat- und Hilfe-

suchender,
2. die Organisation oder Mitwirkung bei überge-

meindlichen diakonischen Aktionen,

3. die Zusammenarbeit mit den kommunalen und
staatlichen Stellen sowie den anderen Verbän-
den der freien Wohlfahrtspflege.“

4. § 19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Das Diakonische Werk Pfalz vertritt als an-
erkannter Spitzenverband der freien Wohlfahrts-
pflege die Diakonie im Bereich der Landeskirche.
Es gehört dem Evangelischen Werk für Diakonie
und Entwicklung e. V. an (§ 8 Absatz 2 des Dia-
koniegesetzes).“

5. § 21 wird wie folgt gefasst:
„§ 21

Vertretungsbefugnis
Das Diakonische Werk Pfalz wird im Rahmen des
§ 10 des Diakoniegesetzes und dieser Satzung ge-
richtlich und außergerichtlich durch den Landes-
kirchenrat vertreten. Die gerichtliche und außer-
gerichtliche Vertretungsbefugnis ist dem Vor-
stand des Diakonischen Werkes Pfalz übertragen,
soweit das Diakoniegesetz und diese Satzung
nichts anderes regeln. Die Vertretungsbefugnis
kann vom Landeskirchenrat widerrufen werden.
Der Widerruf ist im Amtsblatt zu veröffentlichen
(vgl. § 16 Absatz 1 des Diakoniegesetzes).“

6. Die §§ 29 und 30 werden wie folgt gefasst:
„§ 29

Steuerbegünstigte Zwecke, Selbstlosigkeit
(1) Das Diakonische Werk Pfalz verfolgt aus-

schließlich und unmittelbar gemeinnützige,
mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“
der Abgabenordnung.

(2) Das Diakonische Werk Pfalz ist selbstlos tä-
tig; es verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel des Diakonischen Werkes Pfalz dür-
fen nur für die satzungsgemäßen Zwecke
verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die
dem Zweck des Diakonischen Werkes Pfalz
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden. Die
Erstattung angemessener Auslagen und die
Gewährung angemessener Vergütungen für
die haupt- und nebenamtlichen Dienstleis-
tungen der Vorstandsmitglieder sowie der
Mitarbeitenden des Diakonischen Werkes
Pfalz auf Grund von Anstellungsverträgen
bleiben hiervon unberührt.

§ 30
Zugehörigkeit zum Evangelischen Werk für Dia-

konie und Entwicklung e. V.
Das Diakonische Werk Pfalz ist dem als Spitzen-
verband der freien Wohlfahrtspflege anerkannten
Evangelischen Werk für Diakonie und Entwick-
lung e. V. angeschlossen.“
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7. § 31 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Diakonische Werk Pfalz übt im Auftrag
des Landeskirchenrats die Aufsicht über diakoni-
sche Einrichtungen der Kirchengemeinden, Ge-
samtkirchengemeinden, Kirchenbezirke und
Zweckverbände nach dem Verbandsgesetz aus;
die vermögensrechtliche Aufsicht durch den Lan-
deskirchenrat bleibt unberührt (§ 12 Absatz 1 des
Diakoniegesetzes).“

8. Die §§ 32 und 33 werden wie folgt gefasst:
„§ 32

Organe
(1) Organe des Diakonischen Werkes Pfalz sind

die Hauptversammlung, der Hauptausschuss
und der Vorstand (§ 13 Absatz 1 des Diako-
niegesetzes).

(2) Hauptausschuss und Vorstand tagen nichtöf-
fentlich. Soweit es ein Sachthema erfordert,
können sie zu den Tagungen Personen mit
besonderem Sachverstand als Gäste einladen
(§ 13 Absatz 2 des Diakoniegesetzes).

(3) Die Verhandlungen der Hauptversammlung
sind öffentlich. Die Hauptversammlung
kann die Verhandlungen ohne Aussprache
ausnahmsweise für nichtöffentlich erklären.
Dies gilt insbesondere, wenn das Wohl der
Kirche oder ihrer Diakonie oder eines diako-
nischen Trägers es erfordert. Bei den für
nichtöffentlich erklärten Sitzungen kann die
Hauptversammlung einzelnen Personen die
Anwesenheit gestatten (§ 13 Absatz 3 des
Diakoniegesetzes).

(4) Bei der Bildung der Organe des Diakoni-
schen Werkes Pfalz soll auf eine geschlech-
tergerechte Besetzung geachtet werden
(§ 13 Absatz 5 des Diakoniegesetzes).

§ 33
Hauptversammlung

(1) Der Hauptversammlung gehören an:
1. drei Mitglieder der Landessynode, die

von dieser zu wählen sind,
2. ein synodales Mitglied der Kirchenregie-

rung, das von dieser zu entsenden ist,
3. das für Diakonie zuständige Mitglied des

Landeskirchenrats,
4. die Beauftragten für Diakonie in den Kir-

chenbezirken,
5. bis zu drei Vertreterinnen oder Vertreter

von gesamtkirchlichen Diensten, die
durch Beschluss der Hauptversammlung
berufen werden,

6. die nachstehenden Vertreterinnen und
Vertreter aus Einrichtungen gemäß
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 2
a) drei Vertreterinnen oder Vertreter

der Evangelischen Diakonissenan-
stalt Speyer-Mannheim-Bad Dürk-
heim, K.d.ö.R.,

b) eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Evangelischen Heimstiftung
Pfalz,

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter
des Evangelischen Diakoniewerkes
Zoar, Rockenhausen,

d) eine Vertreterin oder ein Vertreter
des Christlichen Jugenddorfwerkes
in dem Gebiet des Diakonischen
Werkes Pfalz,

e) eine Vertreterin oder ein Vertreter
des Diakoniezentrums Pirmasens,

f) acht von der Hauptversammlung auf
ihrer ersten Tagung zu wählende
Vertreterinnen oder Vertreter von
Fachverbänden und sonstigen Ein-
richtungen nach
§ 1 Absatz 1 Nummer 2, die von dem
noch im Amt befindlichen Haupt-
ausschuss vorgeschlagen werden;
jedes Mitglied der Hauptversamm-
lung ist berechtigt, zur Ergänzung
des Wahlvorschlags weitere Ein-
richtungsvertreterinnen oder -ver-
treter zu benennen,

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Gesamtausschusses für den Bereich des
Diakonischen Werkes Pfalz und der
kirchlichen Einrichtungen in ökumeni-
scher Trägerschaft im Geltungsbereich
des MVG-Pfalz.

(2) Für jedes Mitglied ist eine Stellvertretung zu
benennen.

(3) Die Vorstandsmitglieder nehmen an den Ta-
gungen der Hauptversammlung mit beraten-
der Stimme teil (§ 13 Absatz 4 des Diako-
niegesetzes).“

9. § 35 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Das für Diakonie zuständige Mitglied des
Landeskirchenrats und die Vorstandsmitglieder
sind nicht wählbar.“

10
.

§ 36 Absatz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6. Empfehlung von Aufgaben, die vom Haupt-
ausschuss und vom Vorstand aufgegriffen werden
können,“
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11
.

§ 38 wird wie folgt gefasst:
„§ 38

Hauptausschuss
(1) Dem Hauptausschuss gehören an:

1. das für Diakonie zuständige Mitglied des
Landeskirchenrats als Vorsitzende oder
Vorsitzender,

2. die oder der Vorsitzende der Hauptver-
sammlung als stellvertretende Vorsitzen-
de oder stellvertretender Vorsitzender,

3. acht von der Hauptversammlung auf ihrer
zweiten Tagung aus ihrer Mitte zu wäh-
lende Mitglieder, von denen mindestens
fünf Nichttheologinnen oder Nichttheo-
logen sein müssen. Eine angemessene
Beteiligung der diakonischen Einrichtun-
gen im Sinne des
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 2 muss ge-
währleistet sein,

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Gesamtausschusses für den Bereich des
Diakonischen Werkes Pfalz und der
kirchlichen Einrichtungen in ökumeni-
scher Trägerschaft im Geltungsbereich
des MVG-Pfalz, die oder der auf Vor-
schlag des Gesamtausschusses von der
Hauptversammlung gewählt wird.

Für jedes Mitglied ist von der Hauptver-
sammlung eine Stellvertreterin oder ein
Stellvertreter zu benennen. Die Mitglieder
nach Nummer 1 und 2 werden im Verhinde-
rungsfall durch ihre ordentliche Vertreterin
oder ihren ordentlichen Vertreter vertreten.
Der gewählte Hauptausschuss ist berechtigt,
bis zu zwei weitere Mitglieder zu berufen.
Die Mitglieder des Hauptausschusses blei-
ben im Amt, bis über die Neubestellung des
Hauptausschusses entschieden ist. Sie müs-
sen zum Amt der Presbyterin oder des Pres-
byters wählbar sein (§ 15 Absatz 1 des Dia-
koniegesetzes).

(2) Die Mitglieder des Hauptausschusses sollen
aktiv in der diakonischen Arbeit stehen und
die erforderlichen Sachkenntnisse mitbrin-
gen.

(3) Die Vorstandsmitglieder nehmen an den
Hauptausschusssitzungen mit beratender
Stimme teil (§ 13 Absatz 4 des Diakoniege-
setzes).“

12
.

Die §§ 41 und 42 werden wie folgt gefasst:
„§ 41

Aufgaben des Hauptausschusses
Der Hauptausschuss ist zuständig für alle Aufga-
ben und Fragen der Diakonie, für die nicht andere
Stellen zuständig sind (§ 15 Absatz 2 des Diako-
niegesetzes). Zu seinen Aufgaben gehören insbe-
sondere:
1. Festsetzung der allgemeinen Richtlinien für

die Arbeit des Diakonischen Werkes Pfalz un-
ter Berücksichtigung der Beschlüsse der
Hauptversammlung,

2. Aufnahme von freien Trägern nach
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 2 in das Diako-
nische Werk Pfalz,

3. Feststellung des Haushalts- und Stellenplans
unter Berücksichtigung der von der Landessy-
node beschlossenen Zuweisungen,

4. Festsetzung der Beiträge der Träger nach
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 2,

5. Feststellung des Jahresabschlusses und Ertei-
lung der Entlastung,

6. Bildung von Arbeitsausschüssen,
7. Wahrnehmung aller sonstigen Aufgaben, die

ihm durch diese Satzung übertragen oder ihm
durch den Vorstand zur Beschlussfassung vor-
gelegt werden.

§ 42
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Landespfarre-
rin oder dem Landespfarrer für Diakonie als
seiner Sprecherin oder seinem Sprecher und
bis zu zwei weiteren Mitgliedern. Die Spre-
cherin oder der Sprecher nimmt zugleich die
Funktion der oder des Vorstandsvorsitzen-
den wahr. Die Vorstandsmitglieder werden
von der Kirchenregierung auf Vorschlag des
Hauptausschusses für eine Amtsdauer von
sieben Jahren berufen. Wiederberufung ist
zulässig. Die Geschäftsordnung kann vorse-
hen, dass das Diakonische Werk Pfalz durch
einzelne Vorstandsmitglieder allein oder ge-
meinsam im Rechtsverkehr vertreten wird.
(§ 16 Absatz 1 des Diakoniegesetzes).

(2) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben unter-
hält das Diakonische Werk Pfalz eine in Be-
reiche gegliederte Geschäftsstelle, die vom
Vorstand geleitet wird. Der Vorstand koor-
diniert in regelmäßigen Dienstbesprechun-
gen seiner Mitglieder die Arbeit der einzel-
nen Vorstandsbereiche und unterrichtet den
Landeskirchenrat über die Tätigkeit des Dia-
konischen Werkes Pfalz. Die Geschäftsver-
teilung wird in der Geschäftsordnung gere-
gelt (§ 16 Absatz 2 des Diakoniegesetzes).
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(3) Der Vorstand hat die Bereitschaft und die
Verantwortung für die Diakonie zu wecken
und Wege zur Durchführung dieses Dienstes
aufzuzeigen. Ihm obliegen insbesondere fol-
gende Aufgaben:
1. Unterrichtung der Organe des Diakoni-

schen Werkes Pfalz und der Landeskirche
über diakoniewissenschaftliche und sozi-
alpolitische Fragen,

2. Vorträge über Diakonie in Pfarrkonferen-
zen und Mitarbeitendentagungen,

3. Weckung des diakonischen Verständnis-
ses durch Predigt und Vorträge in den
Gemeinden,

4. Mitwirkung an diakonischen Veranstal-
tungen in den Kirchenbezirken,

5. Fortbildung und Stärkung der Mitarbei-
tenden in Arbeitskreisen und Dienstgrup-
pen.

(4) Der Hauptausschuss beschließt die Ge-
schäftsordnung für den Vorstand, die der Ge-
nehmigung des Landeskirchenrats bedarf
(§ 16 Absatz 3 des Diakoniegesetzes).“

13
.

§ 43 wird aufgehoben.

14
.

§ 46 wird wie folgt gefasst:
„§ 46

Personalrecht
(1) Die Mitarbeitenden des Diakonischen Wer-

kes Pfalz stehen im landeskirchlichen Dienst
(§ 18 Absatz 1 des Diakoniegesetzes).

(2) Der Hauptausschuss schlägt die Ernennung,
Entlassung, Versetzung und Eingruppierung
der öffentlich-rechtlich Bediensteten und lei-
tenden Mitarbeitenden vor (§ 18 Absatz 2 des
Diakoniegesetzes).

(3) Im Übrigen nimmt der Vorstand des Diako-
nischen Werkes Pfalz alle dem Arbeitgeber
zustehenden Personalbefugnisse selbständig
im Rahmen des Haushalts- und Stellenplans
wahr (§ 18 Absatz 3 des Diakoniegesetzes).“

15
.

§ 50 wird wie folgt gefasst:
„§ 50

Übergangsregelung
(1) Die zum Inkrafttreten des Beschlusses zur

Änderung der Satzung über die Diakonie in
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protes-
tantische Landeskirche) vom 24. August
2019 (ABl. S. 162) bestehende Hauptver-
sammlung und der zu diesem Zeitpunkt be-
stehende Hauptausschuss des Diakonischen
Werkes Pfalz werden in ihrer bisherigen Zu-
sammensetzung, Besetzung und Aufgaben-
stellung bis zur Neubildung der künftigen
Hauptversammlung und des künftigen
Hauptausschusses nach der am 29. Novem-
ber 2020 beginnenden allgemeinen Wahlpe-
riode der kirchlichen Körperschaften fortge-
führt (§ 20a Absatz 1 des Diakoniegesetzes).

(2) Der erste Vorstand nach dieser Satzung be-
steht aus dem am 1. Januar 2020 amtierenden
Landespfarrer für Diakonie und den zu die-
sem Zeitpunkt amtierenden Abteilungslei-
tungen. Diese bleiben unbeschadet der Vor-
schriften dieser Satzung für die Dauer ihrer
jeweiligen Bestellung im Amt nach Maßgabe
der zum Zeitpunkt ihrer Bestellung für sie
geltenden Bestimmungen (§ 20a Absatz 2
des Diakoniegesetzes).“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffent-
lichung und der Veröffentlichung des Genehmigungs-
vermerks der Kirchenregierung im Amtsblatt in Kraft,
frühestens jedoch am 1. Januar 2020.

Genehmigungsvermerk
Auf Grund des § 19 Satz 2 des Diakoniegesetzes wird
vorstehende Satzungsänderung hiermit genehmigt.

Speyer, den 24. Oktober 2019
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident
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Stiftung der Gedächtniskirche,
Änderung der Satzung

Der Stiftungsrat der Stiftung Gedächtniskirche hat in
seiner Sitzung am 18.01.2019 beschlossen,
§ 2 Absatz 1 der Satzung der Stiftung Gedächtniskir-
che Speyer (veröffentlicht im ABI. 2005, S.172) wie
folgt zu ändern:
,,Zweck der Stiftung ist die Förderung von Maßnah-
men, die dem dauerhaften Erhalt und der Entwicklung
der Gedächtniskirche, Bartholomäus-Weltz-Platz 5,
Speyer, einschließlich ihrer Kunstwerke, Ausstattung
und Einrichtungen dienen".
Die erforderliche kirchenaufsichtliche Genehmigung
der Stiftungsaufsicht liegt vor und datiert vom
11.02.2019.

Reisekostenvergütung und
Trennungsgeldgewährung

- Neue Sachbezugswerte zum 1. Januar
2020 -

Speyer, 22. November 2019
Az.: 6 730/06; 740/10

Die Sozialversicherungsentgeltverordnung – (SvEV)
– ist geändert worden.
Ab 1. Januar 2020 sind neue vorläufige Sachbezugs-
werte bei der Anwendung des Landesreisekostenge-
setzes maßgebend. Sie betragen für das Frühstück
1,80 € und für das Mittag- und Abendessen jeweils
3,40 €.

Bekanntmachungen

Aufruf des Kirchenpräsidenten zur 61.
Aktion Brot für die Welt

Speyer, den 23.09.2019
Az.: 3 520/05 (1)

Mit Ihrer Hilfe, liebe Kirchengemeinden, haben wir in
den letzten 60 Jahren Millionen von Menschen ein
besseres Leben ermöglicht. Viele andere leiden jedoch
nach wie vor unter Hunger, Armut und Ungerechtig-
keit.
Um auch ihnen helfen zu können, benötigen wir Ihre
Unterstützung.
Bitte stehen Sie uns auch in Zukunft zur Seite! Denn
wie heißt es in der Bergpredigt: „Selig sind, die da
hungert und dürstet nach der Gerechtigkeit; denn sie
sollen satt werden.“
Ihr
Kirchenpräsident Dr. h. c. Christian Schad
1. Pfälzer Projekte Brot für die Welt
1.1. Peru
Mit Bio-Bananen aus der Armut
Bis vor ein paar Jahren bauten Francisco Imán Vílchez
und seine Frau Elisabeth Mais, Maniok und Süßkar-
toffeln an. Obwohl sie hart arbeiteten, lebten sie immer
am Rande der Armut. „Wir hatten kaum genug Geld,
das neue Saatgut zu kaufen“, erinnert sich der Klein-
bauer. Hilfe kam von CEDEPAS Norte, einer Partner-
organisation von Brot für die Welt. Sie stellte Fran-
cisco Bio-Bananensetzlinge und Werkzeug zur Ver-
fügung. Und sie brachte ihn in Kontakt mit einer Fairt-
rade-Vereinigung. Nun erhält die Familie einen höhe-
ren Preis für ihre Früchte. Ihr Einkommen hat sich so
mehr als verdoppelt.
1.2. Tansania
Keine Angst mehr vor Hunger
„Früher konnten wir uns nur ein oder zwei Mahlzeiten
am Tag leisten - gerade genug, um nicht zu verhun-
gern“, erzählt Kleinbauer Isaye Mwita. Das änderte
sich erst, als Mitarbeitende des Mogabiri Farm Exten-
sion Centre (MFEC), einer anglikanischen Partneror-
ganisation von Brot für die Welt, in sein Dorf kamen.
Sie gaben den Bauernfamilien Saatgut und schulten
sie in nachhaltiger Landwirtschaft. Inzwischen baut
Isaya Mwita Kohl, Avocado, Paprika und viele andere
Gemüsesorten an. Die Vielfalt schützt seine Familie
vor Mangelernährung. „Es macht Freude, den Kindern
beim Essen zuzusehen“, sagt Ehefrau Grace.
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1.3. Indien
Beistand für die „Unberührbaren“
Kumari Katari arbeitet als Straßenreinigerin. Ihr Lohn,
umgerechnet 115 Euro im Monat, reicht gerade so, um
sich und ihre Tochter durchzubringen. „Zum Glück
habe ich eine Bezugskarte für Lebensmittel“, sagt die
Witwe. Dafür, dass sie die Karte bekommen hat, hat
das Dalit Bahujan Resource Centre (DBRC) gesorgt,
eine Partnerorganisation von Brot für die Welt. Sie
klärt die „Unberührbaren“ über ihre Rechte auf und
hilft ihnen, staatliche Leistungen zu beantragen. Die
Organisation hat auch dafür gesorgt, dass Kumaris
Tochter Jenamma wieder in die Schule gehen kann.
1.4. Armenien
Botschafter für den Frieden
„Es war wie Magie“, berichtet Marina Babayan von
ihrem ersten Treffen mit jungen Menschen aus Aser-
baidschan und der Türkei. Anfangs brachte sie gerade
einmal ihren Namen heraus. Aber schon bald war das
Eis gebrochen. „Am Ende redeten wir sogar über Po-
litik.“ Die junge Armenierin nimmt am Projekt „Wur-
zeln der Versöhnung“ des CVJM teil. Es bringt junge
Menschen aus verfeindeten Ländern zusammen. Der
Ansatz: Die Teilnehmenden suchen nach dem, was sie
verbindet, nicht nach dem, was sie trennt. So werden
aus Feinden Freunde. Und Botschafter für den Frie-
den.
2. Pfalzweite Eröffnung der 61. Aktion Brot für die
Welt im Kirchenbezirk Kusel
Am 1. Advent, 1. Dezember 2019, wird die 61. Aktion
Brot für die Welt im Kirchenbezirk Kusel feierlich er-
öffnet. Sie steht in diesem Jahr unter dem „Hunger
nach Gerechtigkeit“.
1.Dezember 2019, 10.00 Uhr Eröffnungsgottesdienst
für den Kirchenbezirk in der Evangelischen Stadtkir-
che Kusel Pfalzweite Eröffnung der 61. Aktion von
Brot für die Welt.
Predigt: Kirchenpräsident Dr. h. c. Christian Schad
Liturgie: Dekan Lars Stetzenbach
3. Hinweise für die Durchführung der 61. Aktion
Es wird empfohlen, die Gottesdienste in den Gemein-
den am 1. Advent unter das Thema Brot für die Welt
zu stellen und bei der Durchführung der Sammlung die
von Brot für die Welt angebotenen Materialien zu be-
nutzen.
Die Aktion ist im Gottesdienst anzukündigen; dabei
ist auf die Weihnachtskollekte besonders hinzuwei-
sen.
Mit den übersandten Spendentüten soll folgenderma-
ßen verfahren werden:
- Sammlung im Gottesdienst: Die Spendentüten

werden im Gottesdienst ausgegeben und in den
folgenden Gottesdiensten wieder eingesammelt
(Aufstellung einer Urne zum Einwurf, öffnen und
zählen durch die Presbyter*innen jeweils nach dem
Gottesdienst).

- Haussammlung: Die Spendentüten werden in alle
evangelischen Haushalte ausgetragen und (mög-
lichst durch zwei Helfer*innen) wieder abgeholt,
wobei der/die Spender/in die Übergabe seiner/ihrer
zugeklebten Spendentüte auf der Liste bestätigt.
Die Spendentüten können auch in einen versiegel-
ten Behälter eingeworfen werden, der im Pfarramt
geöffnet wird.

- Es wird empfohlen, Firmen besonders anzuspre-
chen. Dies geschieht am besten durch ein persön-
liches Schreiben des Ortspfarrers / der Ortspfarre-
rin unter Beifügung des vorhandenen Werbemate-
rials. Zweckmäßig ist die Angabe der Bankverbin-
dung mit Kontonummern der Kirchengemeinde.

- In den Gemeinden sollten Veranstaltungen und
Aktionen zum Thema „Brot für die Welt“ stattfin-
den.

Die Brot für die Welt-Internetseite,
http://brot-fuer-die-welt.de gibt Informationen und
Anregungen für die Brot für die Welt-Arbeit in den
Kirchengemeinden, sowie das Referat Ökumenische
Diakonie beim Diakonischen Werk der Pfalz, Pfrin.
Corinna Weissmann, Tel.:06232 664-158.
Die Medienzentrale der Landeskirche, Roßmarktstr. 4,
67346 Speyer, Tel.: 06232 667-415.
Abrechnung:
Es wird gebeten, das Sammelergebnis der Gemeinden
bis spätestens 21. Februar 2020 an die Dekanate zu
überweisen. Die Dekanate rechnen bis spätestens
31. März 2020 mit dem Diakonischen Werk Pfalz ab
und zahlen die Gesamtbeiträge auf das Sonderkonto
des Diakonischen Werkes
IBAN: DE59 5475 0010 0000 0100 09
BIC: MALADE51SPY
Stichwort BROT FÜR DIE WELT
Kreis- und Stadtsparkasse Speyer (BLZ 547 500 10)
ein. Für die Gesamtabrechnung bis zum 31. März 2020
sind die vom Diakonischen Werk zur Verfügung ge-
stellten Abrechnungsformulare zu benutzen.
Kollekte an Heilig Abend bzw. 1. Weihnachtsfeiertag
für die 61. Aktion Brot für die Welt
Die Kollekte für die 61. Aktion Brot für die Welt ist
nach Absprache mit dem Landeskirchenrat in mindes-
tens einem Gottesdienst am Heiligen Abend zu erhe-
ben. An diesem Tag soll in den Gottesdiensten der
Gemeinden, unter Verwendung der in diesem Amts-
blatt enthaltenen Aufrufe bzw. Hinweise, das Anlie-
gen von Brot für die Welt in besonderer und eindring-
licher Weise mitgeteilt werden.
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Die Meldung über das Ergebnis der Weihnachtskol-
lekte erbitten wir bis zum 24. Januar 2020.
Die Kollekte selbst ist ohne Abzug umgehend nach
ihrer Erhebung über die Dekanate auf das Sonderkonto
des Diakonischen Werkes (Nr. 10009 „Brot für die
Welt“ bei der Kreis- und Stadtsparkasse Speyer)
IBAN: DE59 5475 0010 0000 0100 09,
BIC: MALADE51SPY
BLZ 547 500 10
zu überweisen. In der Gesamtabrechnung der Deka-
nate ist das Kollektenergebnis nochmals aufzuführen.
4. Rückblick
Die 60. Aktion „Brot für die Welt“ wurde am
2. Dezember 2018 im Kirchenbezirk Pirmasens eröff-
net. Sie stand ebenfalls unter dem Motto „Hunger nach
Gerechtigkeit“.
Die Vorbereitung und Durchführung der Veranstal-
tungen und Aktionen war Aufgabe des Referates „Brot
für die Welt“ im Diakonischen Werk Pfalz in Koope-
ration mit dem Kirchenbezirk.
Wir bedanken uns auf diesem Wege bei allen, die
durch ihre Mitarbeit das Gelingen der Veranstaltungen
und Aktionen unterstützt haben.
Das Spendenaufkommen im Jahr 2018 betrug
1.041.172 Euro. In der Pfalz wurde das höchste Spen-
denaufkommen im Kirchenbezirk Frankenthal
(1,75 Euro pro Kirchenmitglied) erzielt, gefolgt vom
Kirchenbezirk Neustadt (1,68 Euro pro Kirchenmit-
glied) und Kirchenbezirk Bad Dürkheim-Grünstadt
(1,62 Euro pro Kirchenmitglied).
Allen Spender*innen und Sammler*innen sagen wir
ganz herzlichen Dank für ihre Treue und Verantwor-
tung gegenüber unseren Geschwistern in der Einen
Welt.

Kollekte für die Bibelverbreitung in der
Welt

Speyer, den 13.09.2019
Az.: 3 360/17

Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019, S.114) ist
in unserer Landeskirche am 4. Sonntag nach Epipha-
nias, dem 26. Januar 2020, eine Kollekte für die Bi-
belverbreitung in der Welt zu erheben. Die Kollekte
geht zu 2/3 an den Pfälzischen Bibelverein und zu 1/3
an die Deutsche Bibelgesellschaft.
Kollektenzweck
Der Pfälzische Bibelverein möchte mit Ihrer Spende
inländische und ausländische Bibelprojekte unterstüt-
zen. Die Kollekte für die Deutsche Bibelgesellschaft
soll für Bibeln für Kinder und Jugendliche in Äthio-
pien verwendet werden.
1. Pfälzischer Bibelverein
Der Pfälzische Bibelverein als Bibelgesellschaft der
Evangelischen Kirche der Pfalz betreibt in Neustadt
das Bibelhaus mit seinem Bibelmuseum. Der seit über
100 Jahren bestehende Verein ist eines der ältesten
Hilfswerke der Evangelischen Kirche der Pfalz und
führt jedes Jahr in- und ausländische Projekte durch.
Bei den inländischen und ausländischen Bibelprojek-
ten unterstützen wir jeweils Vorhaben, die sich aus der
Kooperation mit unterschiedlichen – unter anderem
landeskirchlichen - Partnern ergeben (Missionarisch-
Ökumenischer Dienst, Gustav-Adolf-Werk).
2. Deutsche Bibelgesellschaft
Kollektenzweck Deutsche Bibelgesellschaft
Bibeln für Kinder und Jugendliche in Äthiopien
Vorlesetext
Mit der heutigen Kollekte sollen Kinder und Jugend-
liche in Äthiopien eine eigene Bibel erhalten können.
Viele leben verarmt auf der Straße und haben keine
Zukunftsperspektive. Die Kirchen möchten diese Ju-
gendlichen mit der biblischen Botschaft erreichen und
ermutigen, damit sie Halt und Orientierung finden.
Erläuterungen
Die Weltbibelhilfe der Deutschen Bibelgesellschaft
möchte dazu beitragen, dass verzweifelte Kinder und
Jugendliche in Äthiopien einen Weg zurück ins Leben
finden. Sehr viele Jugendliche leben ohne Hoffnung,
weil sie schlecht ausgebildet und arbeitslos sind. Sie
werden kriminell und greifen zu Alkohol und Drogen.
Mit der Kollekte sollen Bibeln und biblisches Material
für die kirchliche Jugendarbeit und christliche Jugend-
freizeiten bereitgestellt werden.
Fürbittengebet
Wir beten, dass die vielen benachteiligten Kinder und
Jugendlichen in Äthiopien Halt und Orientierung
durch Gottes Wort erfahren.
Wir bitten, dass sie biblische Werte entdecken, eine
starke und gefestigte Persönlichkeit entwickeln und
eine neue Perspektive für ihre Zukunft gewinnen.
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Geistliches Wort
„Lasst das Wort Christi reichlich unter euch wohnen.“
Kolosser 3,16
Ansprechpartner bei der Deutschen Bibelgesellschaft:
Tobias Keil
Telefon: 0711 7181273
Mail: Keil@dbg.de
Informationen s. www.weltbibelhilfe.de
Abrechnung
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen.
Falls die Kirchengemeinde für diese Kollekte eine
Spende erhält und eine Spendenbescheinigung zu er-
stellen ist, bitten wir Sie den Namen des Finanzamts
Neustadt/Wstr. und die Steuernummer
31/662/0003/1-VIII/7 anzugeben.

Kollekte für die Partnerkirchen in
West-Papua, Korea, Ghana und

Bolivien
Speyer, den 13.09.2019

Az.: 3 360/01
Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019, S.114) ist
in unserer Landeskirche am 1. Sonntag nach Epipha-
nias, dem 12. Januar 2020, eine Kollekte für Partner-
kirchen in Übersee zu erheben. Die Kollekte am Sonn-
tag nach Epiphanias ist für die Unterstützung unserer
Partnerkirchen dringend nötig. Allen Geberinnen und
Gebern sei herzlich gedankt.
Vorlesetext
Gemeinsam als der eine Leib Christi sind wir in der
Welt für die Welt verantwortlich. Konkret wird dies
mit unseren Partnerkirchen in Übersee, in Bolivien,
Ghana, Korea und West-Papua.
Die gemeinsame Sorge für die Zukunft unserer Welt
angesichts des Klimawandels, der Umweltzerstörung
und der vielen kriegerischen Auseinandersetzungen
verbindet uns im Austausch und Gebet. Wichtig sind
die konkreten Hilfen und Projekte vor Ort, bei denen
exemplarisch christliches Leben und christliche Sorge
erfahrbar und spürbar werden. In Friedensinitiativen,
Umweltschutzprojekten, Kinder- und Jugendbildung,
aber auch diakonischen Einrichtungen machen wir ge-
meinsam das Angebot Gottes zu einem anderen Leben
erfahrbar und verbessern manchmal nur im Kleinen,
aber auch im Großen die Welt.
Das gemeinsame christliche Anliegen für Frieden, Ge-
rechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung führt uns
zusammen und bestärkt uns im gemeinsamen Glau-
ben.

Dafür bitten wir um Ihre Kollekte und danken allen
Geberinnen und Gebern ganz herzlich im Namen un-
serer Partnerkirchen.
Weitere Informationen erhalten Sie im Missionarisch-
Ökumenischen Dienst (MÖD):
Pfarrer Florian Gärtner M.A.
Tel.: 06341 928911
gaertner@moed-pfalz.de
Abrechnung
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen

Kollekte für die Kirchentagsarbeit
Speyer, den 20.11.2019

Az.: 3 360/08
Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019, Seite 114)
ist in unserer Landeskirche am
Sonntag Estomihi, dem 23. Februar 2020, eine Kol-
lekte für die Kirchentagsarbeit zu erheben.
Kollektenempfehlung für das Jahr 2020 zur Un-
terstützung der Kirchentagsarbeit
Mit der heutigen Kollekte unterstützen Sie die
wertvolle Arbeit des Kirchentages. Gemeinsames
Singen, Beten, gemeinsam Glauben leben, mitein-
ander diskutieren sind Kraftquellen, die inspirie-
ren und deren Impulse unseren Alltag und das Ge-
meindeleben bereichern.
Gegenwärtig wird der 3. Ökumenische Kirchentag,
der vom 16. bis 21. Mai 2021 in Frankfurt am Main
unter dem Leitwort „schaut hin“ (Mk. 6,38) stattfindet,
intensiv vorbereitet. Ökumenische Kirchentage sind
herausragende Orte des gemeinsamen christlichen
Zeugnisses in unserem Land und zeigen, dass das Ge-
meinsame im Glauben stärker und bedeutender ist als
das Trennende. Wie evangelische Kirchentage leben
auch ökumenische Kirchentage von der Bereitschaft
als Christinnen und Christen in der Gesellschaft Ver-
antwortung zu übernehmen, um miteinander die Welt
zu gestalten. Sie sind damit zugleich ein starkes und
notwendiges Zeichen für Miteinander und Gemein-
schaft in einer immer stärker polarisierten und zer-
gliederten Gesellschaft. Wir wollen über die Situation
vor Ort, ökumenisch und zivilgesellschaftlich, ins of-
fene Gespräch kommen. Gemeinsam als Christinnen
und Christen und im Dialog mit anderen Weltreligio-
nen suchen wir nach Antworten auf die Fragen der
Gerechtigkeit, der Teilhabe an den knappen Gütern
dieser Welt.
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Dieser Dritte Ökumenische Kirchentag wird in die
Gesellschaft und in die Gemeinden hineinwirken und
macht uns Mut für unser Engagement und unseren
Glauben. Bereits jetzt spüren wir in der Stadt Frank-
furt, in der Region und auf nationaler Ebene großes
Interesse und die Bereitschaft zum Engagement und
zur Mitwirkung.
Der Rahmen, der diese Veranstaltung bietet, muss in-
tensiv und sorgfältig vorbereitet werden. Auch bei
sorgfältiger Planung sind dafür erhebliche Geldmittel
nötig. Neben öffentlichen Zuschüssen und den Teil-
nahmebeiträgen ist der Kirchentag dringend auf fi-
nanzielle Unterstützung aus den Gemeinden angewie-
sen. Deshalb bitten wir heute herzlich um Ihre Kol-
lekte. Gleichzeit laden wir Sie alle von Herzen ein, den
3. Ökumenischen Kirchentag im Mai 2021 in Frank-
furt am Main mitzuerleben.
Weitere Informationen erhalten Sie gerne unter:
Deutscher Evangelischer Kirchentag
Frau Elm-Kremer
Postfach 1555
36005 Fulda
Tel.: 0661 9695031, Fax 0661 9695090 kremer@kir-
chentag.de oder im Internet unter www.kirchentag.de
Bankverbindung: VR-Genossenschaftsbank Fulda,
IBAN: DE30 5306 0180 0000 1275 58
BIC: GENODE51FUL
Abrechnung
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen.
Falls die Kirchengemeinde für diese Kollekte eine
Spende erhält und eine Spendenbescheinigung zu er-
stellen ist, bitten wir Sie den Namen des Finanzamts
Fulda und die Steuernummer 18 250 51614 anzuge-
ben.

Stellenausschreibungen

Stellenausschreibungen im Bereich der
Landeskirche

Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle Homburg 2

zur Besetzung durch die Kirchenregierung
Die Pfarrstelle Homburg 2 im Kirchenbezirk Hom-
burg umfasst 1.413 Gemeindeglieder. Der Gottes-
dienstplan für die Predigtstätten in Homburg, Kirrberg
und Bruchhof-Sanddorf wird gemeinsam im Team
verantwortet.
Die Kirchengemeinde Homburg hat drei Pfarrstellen
und unterhält als Gebäudebestand eine Kirche, zwei
Gemeindehäuser, drei Pfarrhäuser und zwei Kinder-
tagesstätten.
Homburg ist eine Universitätsstadt, dementsprechend
sollte die künftige Stelleninhaberin/der künftige Stel-
leninhaber kulturelles Interesse mitbringen und For-
mate wie „Nacht der Kirche“ ,„Kulturnacht“, Stadt-
kirchenarbeit (offene Kirche), Ausstellungen unter-
stützen und an der Weiterentwicklung der Stadtkirche
zur Kulturkirche mitwirken. Auch sollte die religions-
pädagogische Arbeit in den beiden Kindertagesstätten
und das Format der Kinderkirche weitergeführt wer-
den. Desweiteren wünscht sich die Kirchengemeinde,
dass die Jugendarbeit neu aufgebaut wird. Dazu bedarf
es einer konzeptionellen Grundlegung, in Kooperation
mit der Jugendzentrale und Verzahnung mit der Kon-
firmandenarbeit.
Die neue Stelleninhaberin / der neue Stelleninhaber
sollte Freude an liturgisch sorgfältig vorbereiteten
Gottesdiensten und zeitgenössischer Predigt haben,
auch mit der Bereitschaft, an Predigtreihen mitzuwir-
ken.
Zusammen mit dem Kirchenbezirk verfügt die Kir-
chengemeinde über ein hervorragendes, breit aufge-
stelltes kirchenmusikalisches Angebot (Kantorei,
Homburger Vokalensemble, Bläserarbeit, kirchenmu-
sikalisches Seminar, popularmusikalischer Akzent).
Dies gilt es zu fördern und zu unterstützen.
Die Kirchengemeinde gehört der Kooperationszone
„Homburg“ an und ist Mitglied der Ökumenischen
Sozialstation Homburg.
Wir bitten Sie, Bewerbungen unter Beachtung der Be-
werbungsrichtlinien vom 13. Mai 2015 und unter Ver-
wendung des entsprechenden Bewerbungsbogens für
Pfarrstellen bis spätestens 10. Januar 2020 beim
Landeskirchenrat, Dezernat 4, einzureichen.

170   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019



Ausgeschrieben wird
die Krankenhauspfarrstelle 4 am Universitätskli-

nikum in Homburg
zur Besetzung durch die Kirchenregierung.

Der Dienstumfang beträgt 100 v. H. einer hauptamt-
lichen Krankenhauspfarrstelle.
Bewerberinnen und Bewerber müssen über eine kli-
nische Seelsorgeausbildung (12 Wochenkurs) oder ei-
ne äquivalente Seelsorgeausbildung verfügen.
Anforderungen zur Besetzung der Pfarrstelle sind:
- Ausrichtung der seelsorgerlichen Arbeit an den

Richtlinien für Klinikpfarrerinnen/Klinikpfarrer
der EKD, der Evang. Kirche der Pfalz und der
Konzeption der jeweiligen Klinik.

- Bereitschaft zur Profilierung der eigenen Arbeit im
Sinne einer verantworteten Theologie der Seelsor-
ge.

- Erarbeiten medizinethischer Kompetenzen (ggf.
Teilnahme an einer zertifizierten Fort- und Wei-
terbildung).

- Einbringen in bestehende Organisationszusam-
menhänge wie Zertifizierungsprozesse, Klinische
Ethikberatung etc.

- Bereitschaft zur Mitarbeit in einem ökumenischen
Team

Wir bitten Sie, Bewerbungen unter Beachtung der Be-
werbungsrichtlinien vom 13. Mai 2015 und unter Ver-
wendung des entsprechenden Bewerbungsbogens für
Pfarrstellen bis spätestens 10. Januar 2020 beim
Landeskirchenrat, Dezernat 4, einzureichen.

*

Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle Ludwigshafen-Ruchheim

zur Besetzung durch Gemeindewahl.
Die Pfarrstelle Ludwigshafen-Ruchheim umfasst
1.656 Gemeindeglieder. Die protestantische Kirche ist
die Predigtstätte in Ruchheim.
Die Kirchengemeinde unterhält als Gebäudebestand
eine Kirche, ein Gemeindehaus mit Hausmeisterwoh-
nung und ein Pfarrhaus. Sie gehört derzeit der Koope-
rationsregion Ludwigshafen-Süd an; eine Verände-
rung in der Zuordnung zu einer anderen Kooperati-
onsregion ist im Gespräch. Aufgrund der im Kirchen-
bezirk anstehenden Reduzierung der Pfarrstellen ist
eine Zusammenarbeit innerhalb der Kooperationsre-
gion dringend erforderlich. Die Kirchengemeinde
Ruchheim ist Mitglied der Ökumenischen Sozialsta-
tion Ludwigshafen. Am Ort gibt es die Kindertages-
stätte Arche Noah des Kindergartenvereins 1872
Ruchheim e.V.
Der Stadtteil Ruchheim, der seinen dörflichen Cha-
rakter weitgehend bewahrt hat, liegt gut 10 km vom
Stadtzentrum Ludwigshafen entfernt und ist durch die
Rhein-Haardt-Bahn verkehrsmäßig gut angeschlos-
sen. Das Pfarrhaus mit einem Garten in ruhiger Lage
bietet eine attraktive Wohnsituation.

Die Kirchengemeinde wünscht sich eine engagierte
und integrationsfähige Pfarrperson, die Freude daran
hat, Aufbauarbeit zu leisten, insbesondere im Bereich
der Arbeit mit Kindern und jungen Familien, deren
Zahl durch das Neubaugebiet in Ruchheim in den letz-
ten Jahren angestiegen ist.
Wir bitten, Bewerbungen unter Verwendung des ent-
sprechenden Bewerbungsbogens für Pfarrstellen bis
spätestens 10. Januar 2020 beim Landeskirchenrat,
Dezernat 4, einzureichen.
Ausgeschrieben wird

die Pfarrstelle Thaleischweiler
zur Besetzung durch die Kirchenregierung

Die Pfarrstelle Thaleischweiler im Kirchenbezirk Pir-
masens umfasst 1.972 Gemeindeglieder. Die Predigt-
stätten sind in Thaleischweiler und Höhfröschen.
Die Kirchengemeinde befindet sich in einem attrakti-
ven Umfeld in der Südwestpfalz zwischen Zweibrü-
cken, Kaiserslautern und Pirmasens. Thaleischweiler
Fröschen verfügt über eine gute Verkehrsanbindung
und eine gute Infrastruktur.
Es ist ein bezugsfertiges, geräumiges, familienfreund-
liches Pfarrhaus (ca. 160 m²) mit Außenterrasse, ge-
räumigem Keller und großem Garten vorhanden. Da-
rüber hinaus unterhält die Kirchengemeinde als Ge-
bäudebestand zwei Kirchen, ein Gemeindezentrum
mit Kindertagesstätte und ein ehemaliges Schwestern-
haus, welches nicht vermietet ist.
Die in Trägerschaft der Kirchengemeinde gehörende
Kindertagesstätte umfasst 5 Gruppen und 107 Kinder.
Sie wird von einer engagierten Leitung getragen. Es
besteht der Wunsch, dass die Kita in das Gemeinde-
leben integriert wird und die jungen Familien ange-
sprochen und eingebunden werden.
2013 wurde die historische Kirche in Thaleischweiler-
Fröschen (älteste Kirche im Dekanat) umfangreich re-
noviert. Sie besitzt eine barocke Stummorgel aus dem
Jahr 1787, die 2017 durch Orgelbaumeister Andreas
Schiegnitz neu hergerichtet wurde und seitdem zu den
bedeutendsten Orgeln der Südwestpfalz gehört.
Die Gottesdienste finden in der Regel wöchentlich in
den Kirchen Thaleischweiler-Fröschen und in Höh-
fröschen statt. Zur musikalischen Gestaltung tragen
ein Singkreis („Schir beMatana“) und engagierte eh-
renamtliche Musikerinnen und Musiker bei. Bei sonn-
täglichem Kirchenkaffee besteht die Gelegenheit zum
Austausch. Familien- und Kindergottesdienste wer-
den jeweils durch Teams vorbereitet und gestaltet. Die
gottesdienstliche Arbeit ergänzen in Vertretung Lek-
toren und Prädikanten des Dekanates, aktuell auch ei-
ne Lektorin unserer Kirchengemeinde.
In Thaleischweiler-Fröschen ist ein Seniorenheim
„Bethesda“ der Diakonie Pirmasens angesiedelt. In
der Einrichtung befindet sich eine Kapelle/Andachts-
raum, in der im Wechsel wöchentlich evangelische
oder katholische Gottesdienste/Andachten gefeiert
werden.
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Die Kirchengemeinde wird durch je einen Förderver-
ein für die Kirche in Thaleischweiler-Fröschen und für
die Kirche in Höhfröschen und einen Förderverein für
die Kindertagesstätte finanziell unterstützt.
Es besteht ein gutes Miteinander mit der katholischen
Pfarreiengemeinschaft Hl. Cyriakus Thaleischweiler-
Fröschen, Ökumene ist uns zunehmend wichtig ge-
worden.
Das gemeinsame Presbyterium ist offen für neue Im-
pulse und arbeitet engagiert und kooperativ.
Die Kirchengemeinde gehört zum Kirchenbezirk Pir-
masens und ist eingebunden in die „Regionale Ko-
operationszone Nord“. Die Zusammenarbeit in dieser
Kooperationszone wird in den kommenden Jahren im-
mer bedeutender werden. Die Kirchengemeinde ist
außerdem Mitglied der Ökumenischen Sozialstation
Thaleischweiler-Fröschen/Zweibrücken-Land e. V.
Die Kirchengemeinde wünscht sich eine Pfarrerin/ei-
nen Pfarrer, die/der am Dorfleben teilnimmt und Be-
ziehungen pflegt in Richtung Kommune, Vereine und
Kita; der/dem das gottesdienstliche Leben am Herzen
liegt; die/der offen ist für regionale Zusammenarbeit
und die/der bereit ist, sich auf die Menschen an unse-
ren Orten mit Leib und Seele einzulassen.
Wir bitten Sie, Bewerbungen unter Beachtung der Be-
werbungsrichtlinien vom 13. Mai 2015 und unter Ver-
wendung des entsprechenden Bewerbungsbogens für
Pfarrstellen bis spätestens 10. Januar 2020 beim
Landeskirchenrat, Dezernat 4, einzureichen.

*

Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle Weisenheim am Sand
zur Besetzung durch Gemeindewahl.

Die Pfarrstelle Weisenheim am Sand liegt im Ostteil
des Kirchenbezirkes Bad Dürkheim-Grünstadt und
umfasst 1.811 Gemeindeglieder. Sie ist Teil der Ko-
operationszone „Verbandsgemeinde Freinsheim“. Die
Predigtstätten sind die Evangelische Kirche in Wei-
senheim am Sand (wöchentlich) und das Alten- und
Pflegeheim „Deutsches Haus“ in Weisenheim am
Sand (einmal monatlich).
Die Kirchengemeinde ist Trägerin einer dreigruppigen
Kindertagesstätte und Mitglied der „Christlichen So-
zialstation Bad Dürkheim-Verbandsgemeinde Freins-
heim e.V.“
Als Gebäudebestand unterhält die Kirchengemeinde
eine Kirche, zwei Gemeindehäuser, eine Kindertages-
stätte, ein frisch renoviertes Pfarrhaus und ein rentier-
liches Mietobjekt.
Im Bereich der Kirchengemeinde liegt die Wohnan-
lage „Pfarrer Koch Haus“ für seniorengerechtes Woh-
nen in Trägerschaft des Evangelischen Diakoniever-
eins e.V. Weisenheim am Sand. Der Pfarrerstellenin-
haber/ die Pfarrstelleninhaberin ist Mitglied im Vor-
stand des Vereins. Darüber hinaus gehört er/sie dem
Vorstand des Fördervereins des protestantischen Kin-
dergartens an.

Im Rahmen der Standardassistenz wird das Pfarramt
bei der Erledigung der Verwaltungsaufgaben mit vier
Wochenstunden unterstützt.
Der Kirchen- und der Hausmeisterdienst werden im
Rahmen von geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nissen abgedeckt. Zwei nebenamtlich beschäftigte Or-
ganisten teilen sich den Dienst in der Kirche.
Besondere Schwerpunkte der kirchengemeindlichen
Arbeit sind neben der Kirchenmusik (Posaunenchor,
Singkreis „Canto armonico“, Musikgruppe „Quodli-
bet“) die Erwachsenenbildung („Offener Kreis“), die
Seniorenarbeit und die lebendige ökumenische Tradi-
tion vor Ort. Ein engagiertes Kindergottesdienstteam
verantwortet den monatlichen Kindergottesdienst am
Samstagnachmittag.
Den Pfarrstelleninhaber / die Pfarrstelleninhaberin er-
wartet ein engagiertes Presbyterium und eine große
Anzahl von Mitarbeitenden in unterschiedlichen Ge-
meindegruppen und Arbeitsfeldern der Kirchenge-
meinde. Die Prot. Kirchengemeinde verfügt über drei
Lektoren und einen Prädikanten, die im liturgischen
Handeln unterstützen.
Die Kirchengemeinde freut sich auf die Bewerbung
von Pfarrerinnen und Pfarrern, die mit Offenheit und
Freude an der Begegnung auf die Menschen in der
Kirchengemeinde und im Ort zugehen. Organisatori-
sches Geschick und Kommunikationsbereitschaft –
auch mit Vertretern der zahlreichen Vereine in Wei-
senheim am Sand- wird gewünscht.
Wir bitten, Bewerbungen unter Verwendung des ent-
sprechenden Bewerbungsbogens für Pfarrstellen bis
spätestens 10. Januar 2020 beim Landeskirchenrat,
Dezernat 4, einzureichen.

*

172   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019



Die Evangelische Kirche der Pfalz sucht für den Ge-
meindepädagogischen Dienst (GPD) im Kirchenbe-
zirk Pirmasens zum nächstmöglichen Zeitpunkt
eine Gemeindediakonin / einen Gemeindediakon

(m/w/d)
(in Vollzeit)

mit dem Arbeitsschwerpunkt Jugendarbeit in enger
Zusammenarbeit mit der Jugendzentrale.
Mit der Stelle sind folgende Aufgaben verbunden:
- Konzeptionelle Arbeit mit Pfarrerinnen/Pfarrern

und Presbyterien im Bereich Kinder- und Jugend-
arbeit in regionaler Zusammenarbeit,

- Initiieren von Kinder- und Jugendgruppen,
- Unterstützung von Ehrenamtlichen in der Vorbe-

reitung von Aktionstagen, Kinderbibeltagen, etc.,
- Mitarbeit bei Konfi-Tagen und Konfi-Camp,
- Vernetzung von Konfi-Arbeit und Jugendzentrale,
- Freizeitarbeit (zusammen mit Pfarrerinnen/Pfar-

rern, Jugendzentrale und Ehrenamtlichen),
- Ansprechpartnerin/-partner in Sachen Zuschüsse,
- Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedern des

GPD.
Die Arbeit im Gemeindepädagogischen Dienst (GPD)
erfordert zielorientiertes und vernetztes Arbeiten auf
Gemeinde- und Kirchenbezirksebene mit Pfarrerin-
nen/Pfarrern, Gemeindediakoninnen/-diakonen, Pres-
byterien und ehrenamtlichen Mitarbeitenden. Eigen-
initiative, Eigenverantwortung und selbstständiges
Arbeiten sind ebenso gefragt wie kollegiale Zusam-
menarbeit im GPD und in multiprofessionellen
Teams.
Bewerben können sich (Fach-)Hochschulabsolventin-
nen/-absolventen der Religions- bzw. Sozialpädago-
gik oder Absolventinnen/Absolventen mit vergleich-
barer Qualifikation in Pädagogik, Geistes- oder Ge-
sellschaftswissenschaften. Sollte keine religionspäda-
gogische Kompetenz nachgewiesen werden, wird die
Bereitschaft zur Nachqualifizierung erwartet.
Dem Arbeitsverhältnis liegen die Vorschriften des
TVöD-VKA zu Grunde, die Vergütung richtet sich
nach dem Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst
(bis zu Entgeltgruppe S 11 b).
Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen
richten Sie bitte bis zum 10. Januar 2020 an die

Evangelische Kirche der Pfalz
Landeskirchenrat

Dezernat 4
Domplatz 5

67346 Speyer
dezernat.4@evkirchepfalz.de

Kontakt:
Pfarrerin Anke Andrea Rheinheimer
Seniorin und Vakanzvertreterin im Dekansamt
Tel.: 06336 321

*

Die Evangelische Kirche der Pfalz sucht für die Ju-
gendzentrale Donnersberg (Standort Obermoschel)
zum nächstmöglichen Zeitpunkt

eine Jugendreferentin / einen Jugendreferenten
(m/w/d)

(in Vollzeit)
Die Aufgaben der Jugendzentrale:
- Beratung und Unterstützung von Kirchengemein-

den in der Planung und Durchführung von Kinder-
und Jugendarbeit,

- Gewinnung, Schulung, Beratung und Begleitung
von ehrenamtlichen Mitarbeitenden in den Kir-
chengemeinden und im Kirchenbezirk,

- Zusammenarbeit mit den Haupt- und Ehrenamtli-
chen des Kirchenbezirks, insbesondere der Deka-
natsjugendpfarrerin / dem Dekanatsjugendpfarrer,
dem Jugendreferenten vor Ort und dem Gemein-
depädagogischen Dienst,

- Geschäftsführung für die kirchenbezirklichen Gre-
mien des Evangelischen Jugendverbandes (ein-
schließlich Budgetverantwortlichkeit für den
Haushaltsteil Jugendarbeit im Kirchenbezirk und
Informations- und Beratungspflicht für die kir-
chenbezirklichen Gremien),

- Durchführung und Begleitung von regionalen
Maßnahmen und Projekten in der Arbeit mit Kin-
dern, Jugendlichen in folgenden Handlungsfel-
dern: Freizeitenarbeit, Jugendkulturarbeit, schul-
bezogene Jugendarbeit, Projektarbeit,

- Wahrnehmung der Außenvertretung der Evange-
lischen Jugend Donnersberg.

Ein Schwerpunkt liegt auf der Weiterentwicklung der
Stadtraumpioniere, der Zusammenarbeit mit dem
„Demokratischen Wohnzimmer Obermoschel“ und
die Förderung der ökumenischen Zusammenarbeit.
Darüber hinaus die Mitarbeit an der überregionalen
Maßnahme „Alte Welt im Aufbruch“ und die Erar-
beitung regionaler Konzepte zum Thema „Übergänge
und Anschlüsse in die Jugend(verbands)arbeit“.
Die Tätigkeit erfordert Eigeninitiative, Eigenverant-
wortung und selbstständiges Arbeiten. Didaktisch-
methodische Fähigkeiten, religionspädagogische
Kompetenz, Organisationstalent, konzeptionelles
Denken und Kompetenzen in der Arbeit mit ehren-
amtlichen Mitarbeitenden werden vorausgesetzt. Es
wird die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem
Jugendreferenten vor Ort und den Jugendreferentin-
nen und Jugendreferenten der weiteren Jugend-
zentralstellen, mit der Dekanatsjugendpfarrerin / dem
Dekanatsjugendpfarrer und dem Landesjugendpfarr-
amt erwartet. Die Stelle setzt eine positive Einstellung
zur flexiblen Arbeitszeit (Abend- und Wochenendter-
mine) und Offenheit für vielfältige pädagogische Ar-
beitsfelder voraus.
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Bewerben können sich (Fach-) Hochschulabsolven-
tinnen und –absolventen der Religions- bzw. Sozial-
pädagogik oder Absolventinnen und Absolventen mit
vergleichbarer Qualifikation in Pädagogik, Geistes-
oder Gesellschaftswissenschaften. Sollte keine religi-
onspädagogische Kompetenz nachgewiesen werden,
wird die Bereitschaft zur Nachqualifizierung erwartet.
Dem Arbeitsverhältnis liegen die Vorschriften des
TVöD-VKA zu Grunde, die Vergütung richtet sich
nach dem Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst
(bis zu Entgeltgruppe S 11b).
Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen
richten Sie bitte bis zum 10. Januar 2020 an die

Evangelische Kirche der Pfalz
Landeskirchenrat

Dezernat 4
Domplatz 5

67346 Speyer
dezernat.4@evkirchepfalz.de

Kontakt:
Landesjugendpfarrer Florian Geith
Tel.: 0631 3642-026
Dekan Stefan Dominke
Tel.: 06352 7067-020

*

Die Evangelische Kirche der Pfalz sucht für die Ju-
gendzentrale Pirmasens zum nächstmöglichen Zeit-
punkt

eine Jugendreferentin / einen Jugendreferenten
(m/w/d)

(in Vollzeit, befristet als Elternzeitvertretung bis 1.
Dezember 2020)

Die Aufgaben der Jugendzentrale:
- Beratung und Unterstützung von Kirchengemein-

den in der Planung und Durchführung von Kinder-
und Jugendarbeit,

- Gewinnung, Schulung, Beratung und Begleitung
von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in den Kirchengemeinden und im Kirchen-
bezirk,

- Zusammenarbeit mit den Haupt- und Ehrenamtli-
chen des Kirchenbezirks, insbesondere dem Deka-
natsjugendpfarrer, der Jugendreferentin vor Ort
und dem Gemeindepädagogischen Dienst,

- Zusammenarbeit mit Gemeindepfarrer/-innen im
Bereich der Konfi-Arbeit, z.B. Konfi-Camp und
Konfi-Tage,

- Geschäftsführung für die kirchenbezirklichen Gre-
mien der Evangelischen Jugend Pirmasens (ein-
schließlich Budgetverantwortlichkeit für den
Haushaltsteil Jugendarbeit im Kirchenbezirk so-
wie Informations- und Beratungspflicht für die kir-
chenbezirklichen Gremien),

- Durchführung und Beg leitung von regionalen
Maßnahmen und Projekten in der Arbeit mit Kin-
dern sowie Jugendlichen in folgenden Handlungs-
feldern: Freizeitenarbeit, Jugendkulturarbeit,
schulbezogene Jugendarbeit, Projektarbeit, Ju-
gendgottesdienste. Dazu zählt aktuell die Durch-
führung und langfristige Sicherung der Maßnahme
„Dorf-Leben“.

- Wahrnehmung der Außenvertretung der Evange-
lischen Jugend Pirmasens.

Die Tätigkeit erfordert Eigeninitiative, Eigenverant-
wortung und selbstständiges Arbeiten. Didaktisch-
methodische Fähigkeiten, religionspädagogische
Kompetenz, Organisationstalent, konzeptionelles
Denken und Kompetenzen in der Arbeit mit ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden
vorausgesetzt. Die Stelle setzt eine positive Einstel-
lung zur flexiblen Arbeitszeit (Abend- und Wochen-
endtermine) und Offenheit für vielfältige pädagogi-
sche Arbeitsfelder voraus.
Bewerben können sich (Fach-)Hochschulabsolventin-
nen/-absolventen der Religions- bzw. Sozialpädago-
gik oder Absolventinnen/Absolventen mit vergleich-
barer Qualifikation in Pädagogik, Geistes- oder Ge-
sellschaftswissenschaften. Sollte keine religionspäda-
gogische Kompetenz nachgewiesen werden, wird die
Bereitschaft zur Nachqualifizierung erwartet.
Dem Arbeitsverhältnis liegen die Vorschriften des
TVöD-VKA zu Grunde, die Vergütung richtet sich
nach dem Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst
(bis zu Entgeltgruppe S 11 b).
Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen
richten Sie bitte bis zum 10. Januar 2020 an die

Evangelische Kirche der Pfalz
Landeskirchenrat

Dezernat 4
Domplatz 5

67346 Speyer
dezernat.4@evkirchepfalz.de

Kontakt:
Landesjugendpfarrer Florian Geith
Tel.: 0631 3642-026
Pfarrerin Anke Andrea Rheinheimer
Seniorin und Vakanzvertreterin im Dekansamt
Tel.: 06336 321

*
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Die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) szcht für das Erziehungs- wissenschaft-
liche Fort- und Weiterbildungsinstitut der evangeli-
schen Kirchen in Rheinland-Pfalz (EFWI) in Landau
zum nächstmöglichen Zeitpunkt

Eine Direktorin/ Einen des Direktors
(m/w/d)

Auf der Grundlage des christlichen Menschenbilds
evangelischer Prägung unterstützt das EFWI Schulen
und Lehrkräfte aller Schularten und -stufen durch
Fort- und Weiterbildung sowie Angebote der Schul-
entwicklung. Als Teil des pluralen Systems pädago-
gischer Service-Institute in Rheinland-Pfalz orientiert
sich das EFWI an den konkreten Herausforderungen
schulischer Arbeit und an der aktuellen Forschung.
Die Hauptaufgaben der Direktorin/ des Direktors sind:
- die Leitung des Instituts
- die Vertretung des Instituts in und gegenüber

kirchlichen wie staatlichen Gremien und Stellen
- die Entwicklung des Profils und Sicherung der

Qualität des Instituts
- die Planung, Durchführung und Evaluation von

Fortbildungs- veranstaltungen
- die inhaltliche Mitwirkung beim Weiterbildungs-

lehrgang Evangelische Religion
Sie/er verantwortet ihre/seine Tätigkeit gegenüber
dem Kuratorium des EFWI.
Erwartet werden:
- mehrjährige Leitungserfahrung, vorzugsweise im

Bildungsbereich
- sehr gute Kenntnis der bildungspolitischen Dis-

kussion und des Bildungssystems in Rheinland-
Pfalz

- Lehrbefähigung im Fach Evangelische Religion
für die Sekundarstufe I oder II

- überdurchschnittliche theologische Diskurs- und
Urteilsfähigkeit sowie didaktische Fähigkeiten

- mehrjährige Schulpraxis
- mehrjährige Erfahrungen in der Lehrer- und/oder

Erwachsenenbildung
- ausgewiesene Kompetenzen in Konzeptentwick-

lung und Gremienarbeit
- hohe Kommunikations- und Teamfähigkeit
- die Fähigkeit zu strategischem und konzeptionel-

lem Denken
- die Fähigkeit, inhaltliche, politische und wirt-

schaftliche Aspekte der Arbeit des Instituts kon-
struktiv aufeinander zu beziehen

- die Fähigkeit, die Vernetzung des Instituts mit re-
levanten Akteuren insbesondere aus Kirche, Schu-
le und Wissenschaft weiterzuentwickeln.

Dienstort ist Landau in der Pfalz. Schwerbehinderte
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich-
tigt. Eine Dienstwohnung kann gestellt werden. Die
Beschäftigung erfolgt im Beamten- oder Angestell-
tenverhältnis. Die Mitgliedschaft in der Evangelischen
Kirche wird vorausgesetzt. Anstellungsträger ist die
Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche). Die Stelle wird nach A 16 Landesbesol-
dungsgesetz (LBesG) Rheinland-Pfalz vergütet. An-
gestellte erhalten eine vergleichbare Vergütung.
Nähere Informationen entnehmen Sie bitte der Inter-
netseite www.efwi.de oder richten Ihre Fragen an
Herrn Direktor i. K. Volker Elsenbast,
Telefon 06341 55755440.
Ihre aussagefähige Bewerbung mit den üblichen Un-
terlagen wird bis 3. Januar 2020 erbeten an die

Evangelische Kirche der Pfalz
- Landeskirchenrat -

Dezernat 2
Domplatz 5

67346 Speyer
oder per E-Mail an (bitte beachten Sie, dass aus Si-
cherheitsgründen nur PDF-Dateien akzeptiert werden
können): sta-efwi@evkirchepfalz.de
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Stellenausschreibungen im Bereich der
Evangelischen Kirche Deutschland

Auslandsdienst in Dubai / Vereinigte Arabische
Emirate (VAE)
Für die Evangelische Kirche in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten sucht die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) zum 1. September 2020 für die
Dauer von zunächst 3 Jahren

eine*n Pfarrer*in / ein Pfarrpaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinde im In-
ternet unter https://www.facebook.com/kircheVAE/.
Die Gemeinde wendet sich an Deutschsprachige, die
zumeist nur wenige Jahre vor allem in den Emiraten
Dubai und Abu Dhabi leben.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Große Eigeninitiative und die unbedingte Bereit-

schaft, Kirche in einem ungewohnten Umfeld zu
gestalten

- Bereitschaft und Fähigkeit, den Gemeindeaufbau
zu fördern

- Engagement bei Fundraising und Mitgliederpflege
in einer sich fortlaufend verändernden Gemeinde

- Freude an der Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen

- Gestaltung situationsbezogener Gottesdienste
auch außerhalb kirchlicher Räume

- Großes soziales und gesellschaftliches Engage-
ment, insbesondere innerhalb der deutschsprachi-
gen Gesellschaft in den Vereinigten Arabischen
Emiraten

- Gute englische Sprachkenntnisse
Gesucht wird ein*e Pfarrer*in / ein Pfarrpaar mit öf-
fentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkir-
chen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der Lei-
tung eines Gemeindepfarramtes. Die Besoldung rich-
tet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen erhalten Sie online unter
www.ekd.de/auslandspfarrstellen.
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Martin
Pühn (Tel. 0511 2796-234, martin.puehn@ekd.de) so-
wie Birgit Schmidt
(Tel. 0511 2796-226,birgit.schmidt@ekd.de) zur Ver-
fügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte
bis zum 15. Januar 2020 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD / HA IV

Postfach 21 02 20, 30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*

Auslandsdienst in Paris / Frankreich
Für die Deutschsprachige Evangelische Gemeinde in
Paris sucht die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) zum 1. September 2020 für die Dauer von zu-
nächst 6 Jahren

ein*e Pfarrer*in / ein Pfarrpaar
Sie finden Informationen über die Gemeinde unter
www.christuskirche.fr.
Die Deutsche Evangelische Christuskirche Paris ist
eine selbständige, aktive und traditionsreiche Gemein-
de. Schwerpunkte des Gemeindelebens bilden Gottes-
dienste, Seelsorge, Arbeit mit Kindern und deutschen
sowie binationalen Familien, Erwachsenenbildung,
Musik und Kunst sowie der Kontakt zu den französi-
schen Kirchen.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Erfahrung in der Arbeit mit Kindern und Jugend-

lichen
- Pädagogische Erfahrung zur Erteilung von Religi-

onsunterricht an der internationalen Deutschen
Schule bis zum Abitur

- Sensibilität für die Bedürfnisse älterer Gemeinde-
glieder

- Fortsetzung der Zusammenarbeit mit dem franzö-
sischen Umfeld

- Organisationstalent und Freude an kulturellen An-
geboten

- Gute französische Sprachkenntnisse (bei Bedarf
bietet die EKD vor Dienstbeginn einen Sprachkurs
an)

Gesucht wird ein*e Pfarrer*in / ein Pfarrpaar mit öf-
fentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkir-
chen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der Lei-
tung eines Gemeindepfarramtes. Die Besoldung rich-
tet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen erhalten Sie online unter
www.ekd.de/auslandspfarrstellen.
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Frank-
Dieter Fischbach (Tel. 0511 2796-8347,
frank-dieter.Fischbach@ekd.de) sowie Heike Stün-
kel-Rabe (Tel. 0511 2796-126,
heike.stuenkel-rabe@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte
bis zum 15. Januar 2020 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD / HA IV

Postfach 21 02 20
30402 Hannover

E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*
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Auslandsdienst in Guatemala
Für die deutschsprachige Evangelisch-Lutherische
Epiphanias-Gemeinde in Guatemala Stadt sucht die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) zum 1.
September 2020 für die Dauer von zunächst 6 Jahren

eine*n Pfarrer*in / ein Pfarrpaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinde im In-
ternet unter www.kirche-guatemala.org / Facebook:
Evangelisch-Lutherische Kirche Guatemala
Die Gemeinde versteht sich als geistliche und kultu-
relle Heimat für Deutschsprachige und als Brücke zu
den Menschen und Kirchen des Landes. Das Gemein-
dezentrum und das nahe gelegene geräumige Pfarr-
haus befinden sich in ruhiger, aber zentraler Lage in
der Hauptstadt. Zur Pfarrstelle gehört auch die Be-
treuung der kleinen Schwestergemeinde in El Salva-
dor (Pastorationsreisen alle zwei Monate).
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Freude an Seelsorge im interkulturellen Kontext

und in Zusammenarbeit mit erfahrenen Prädikan-
ten

- Engagement in den umfangreichen Sozialprojek-
ten

- Interesse an der ökumenischen Zusammenarbeit
mit lokalen Kirchen und Gespür für das Gleichge-
wicht von Tradition und Erneuerung

- Bereitschaft im Fach Ethik an der Deutschen Schu-
le mit religiösen Themen mitzuarbeiten

- Spanische Sprachkenntnisse oder die Bereitschaft
die Sprache zu lernen

Gesucht wird ein*e Pfarrer*in / ein Pfarrpaar mit öf-
fentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkir-
chen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der Lei-
tung eines Gemeindepfarramtes. Die Besoldung rich-
tet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen erhalten Sie online unter
www.ekd.de/auslandspfarrstellen.
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Marcus
Garras (Tel. 0511 2796-8396,
marcus.garras@ekd.de) sowie Birgit Schmidt
(Tel. 0511 2796-226,birgit.schmidt@ekd.de) zur Ver-
fügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte
bis zum 15. Januar 2020 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD / HA IV

Postfach 21 02 20
30402 Hannover

E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*

Auslandsdienst in Mexiko
Für die Evangelisch-Lutherische Gemeinde Deutscher
Sprache in Mexiko-Stadt sucht die Evangelische Kir-
che in Deutschland (EKD) zum 1. August 2020 für die
Dauer von zunächst 6 Jahren

eine*n Pfarrer*in / ein Pfarrpaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinde unter
www.ev-kirche-mexiko.org
Die Gemeinde versteht sich als geistliche und kultu-
relle Heimat für Deutschsprachige und als Brücke zu
den Menschen des Landes. Sie ist vielfältig an Natio-
nalitäten, Glaubensprägungen und Altersgruppen. Das
große Kirchengelände mit Pfarrhaus befindet sich in
zentraler Lage in der Hauptstadt. Zur Pfarrstelle gehört
auch die regelmäßige Betreuung der Inlandsgemein-
den (Monterrey, Guadalajara, Querétaro, Cuernavaca,
Puebla, Valle de Bravo und Tapachula).
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Eine ansprechende Gestaltung der Gottesdienste

unter Einbeziehung ehrenamtlich Mitarbeitender,
gerne auch in unterschiedlichen Formaten

- Die Förderung eines lebendigen Gemeindelebens,
das gleichermaßen Alteingesessene und Neuein-
getroffene miteinbezieht und zur ehrenamtlichen
Mitarbeit anregt

- Die Bereitschaft zum Reisen, sei es zu Trauungen
an besonderen Orten wie zur Betreuung der In-
landsgemeinden

- Offenheit, sich auf kulturelle Unterschiede einzu-
stellen, sowie auf die im Alltag vorfindbaren Ge-
gebenheiten (z.B. Sicherheit und Umweltbelas-
tung) einer Megametropole wie Mexiko-Stadt

- Spanische Sprachkenntnisse oder die Bereitschaft,
die Sprache zu erlernen

Gesucht wird ein*e Pfarrer*in / ein Pfarrpaar mit öf-
fentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkir-
chen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der Lei-
tung eines Gemeindepfarramtes. Die Besoldung rich-
tet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen erhalten Sie online unter www.ekd.de/aus-
landspfarrstellen
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Marcus
Garras (Tel. 0511 2796-8396,
marcus.garras@ekd.de) sowie Birgit Schmidt
(Tel. 0511 2796-226,birgit.schmidt@ekd.de) zur Ver-
fügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte
bis zum 15. Januar 2020 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD / HA IV

Postfach 21 02 20, 30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019   177



Dienstnachrichten

178   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019



Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019   179



Mitteilungen

Kirchlicher Dienst an Urlaubsorten im
europäischen Ausland 2020

Bekanntgabe der ausgeschriebenen
Orte

Kirchen und Gemeinden in den Urlaubsländern sind
darauf angewiesen, dass beauftragte Pfarrerinnen und
Pfarrer aus den Gliedkirchen der EKD diesen ökume-
nisch orientierten Dienst an deutschsprachigen Urlau-
berinnen und Urlaubern wahrnehmen.
Die Chancen und Möglichkeiten freizeitorientierter
kirchlicher Arbeit im ökumenischen Kontext sind er-
heblich. Um sie zu nutzen, sind dafür seitens der Ur-
laubspfarrerinnen und -pfarrer Beweglichkeit, Auf-
geschlossenheit und die Fähigkeit erforderlich, sich
einfühlsam auf Gottesdienste einzustellen, an denen
nicht nur Gäste aus Deutschland, sondern auch Men-
schen unterschiedlicher Konfessionen aus verschie-
denen Ländern teilnehmen :
Die Erfahrungen aus diesem Bereich strahlen in die
Gemeinden zurück. Auch die Heimatkirche ist den
Anforderungen, die aus unserer mobilen Gesellschaft
erwachsen, ausgesetzt. Erlebnisse und Erfahrungen
aus der Urlaubsseelsorge geben neue Impulse für den
parochialen Dienst.
Wir sind dankbar. und freuen uns sehr, wenn Sie unter
den jüngeren Pfarrerinnen und Pfarrern auf diesen in-
teressanten und auch die eigene Gemeindearbeit be-
reichernden Dienst aufmerksam machen könnten. Wir
bitten Sie, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber
für diesen Dienst nicht geeignet ist, Ihre Zustimmung
nicht zu erteilen (siehe den vorgesehenen Vermerk auf
dem Bewerbungsformular) .
Wir bitten Sie ferner, den noch im aktiven Dienst ste-
henden Urlaubspfarrern/innen einen Sonderurlaub
(i.d.R. die Hälfte der am Einsatzort verbrachten Ka-
lendertage) zu gewähren und diese Regelung mit zu
veröffentlichen.
Die Urlaubsseelsorger/innen tragen die Kosten für die
Hin- und Rückfahrt, Unterkunft und Verpflegung
selbst. Sie erhalten ein pauschales Entgelt in Höhe von
30,00 Euro/Tag an allen Einsatzorten.
Da die Beauftragten sich ihre Quartiere selbst besor-
gen müssen, sind sie darauf angewiesen, möglichst
frühzeitig zu erfahren, für welchen Einsatzort sie mit
der Urlaubsseelsorge beauftragt • werden. Daher bit-
ten wir Sie, die bei Ihnen eingehenden Bewerbungen
mit Ihrer Stellungnahme umgehend an uns weiterzu-
leiten. Auch spät eingehende Bewerbungen sind uns
noch willkommen.
Wir müssen uns vorbehalten, die auf der beigefügten
Liste angegebenen Einsatzorte und Zeiten in einzelnen
Fällen zu ändern und bitten hierfür um Verständnis.

Für die mehrmonatigen Beauftragungen von Pensio-
nären in der Langzeitseelsorge gelten Sonderregelun-
gen.
Für die bisherige gute Zusammenarbeit im Bereich der
Urlaubsseelsorge im europäischen Ausland danken
wir und bitten auch im kommenden Jahr um Ihre Un-
terstützung und Mitarbeit.
I N F O R M A T I O N
Liste der Einsatzorte, in denen im Jahre 2020 ein
kirchlicher Dienst im europäischen Ausland vorgese-
hen ist (Änderungen vorbehalten)

DÄNEMARK
Blåvand und Henne
Strand/Westjütland

Mitte Juni bis September

Hune/Nordjütland Juli und August
Hvide Sande/Nordjüt-
land

Juli

Marielyst/Falster Juli und August
Nordby/Fano Juli bis Anfang Septem-

ber
Kongsmark/Rømø Mitte Juni bis August
Poulsker/Bornholm Juli und August

FRANKREICH
Insel Oléron Juli und August

GRIECHENLAND
Insel Rhodos Juli und August
Insel Kreta Juli und August

ITALIEN
Brixen und Bruneck Weihnachten/Neujahr

Ostern Juli bis September
Gardone Mitte Juni – September
Ischia Ostern bis Juni sowie

September und Oktober
Cavallino/Adria, Union
Campingplatz

Mitte Mai bis Mitte Sep-
tember

Lazise und Bardolino/
Gardasee

Juni bis September

Sulden/Südtirol Ostern, Mitte Juli bis
Mitte August

LITAUEN
Klaipeda Juni bis August
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NIEDERLANDE
Cadzand/Zeeland Ostern, Juli und August
Callantsoog/Nordhol-
land

Juli bis Mitte August

Groet, Gemeinde
Schoorl/Nordholland

Juli bis Mitte August

Oostkapelle/Zeeland Ostern, Pfingsten, Juli
und August

Renesse/Zeeland Ostern, Juli und August
Insel Texel/Westfries-
land

Juli und August

Zoutelande/Zeeland Juli und August

ÖSTERREICH
Burgenland
Modellregion Neusied-
lersee – Rosalia

Juli bis September

Bad Tatzmannsdorf Juli und August
Neusiedl am See und
Gols

Juli und August

Kärnten
Modellregion Ossiacher
See - Gerlitzen Alpe

Juni bis September

Modellregion Gailtal -
Lesachtal - Weißensee

Januar bis Mitte Februar

Bad Kleinkirchheim und
Wiedweg

Juli und August

Feld am See und Afritz Juli und August
Gmünd und Fischertrat-
ten

Juli und August

Hermagor und Watschig/
Pressegger See

Juli und August

Pörtschach und Moos-
burg/Wörthersee

Juli und August

Maria Wörth/Wörthersee Juli und August
Millstatt/Millstätter See Mitte Juli bis Anfang

September
Obervellach und Mall-
nitz

Juli und August

Velden und Wernberg/
Wörthersee

Juli und August

Weißensee/Techendorf Juni bis September

Niederösterreich
Baden bei Wien Juni bis September
Mitterbach am Erlaufsee August

Oberösterreich
Modellregion Inneres
Salzkammergut

Juli bis September

Attersee Juli und August
Mondsee Juli und August
St. Wolfgang/Wolfgang-
see

Juli bis September

Tirol
Ehrwald und Reutte Juli oder August
Jenbach und Umgebung Juli oder August
Kitzbühel Februar sowie Juli bis

Anfang September
Kufstein/Thiersee und
Wörgl

Juli und August

Lienz und Umgebung Juli bis September
Mayrhofen und Fügen Juli oder August
Pertisau/Achensee Weihnachten/Neujahr
Seefeld und Telfs Mitte Januar bis Ende Fe-

bruar

Salzburg
Bad Gastein und Bad
Hofgastein

Juli und August

Mittersill Juli bis September
Zell am See Juli bis September

Steiermark
Ramsau am Dachstein Ende Januar und Februar

sowie Mitte Juli bis An-
fang September

Vorarlberg
Bregenz/Bodensee Juli und August

POLEN

RUMÄNIEN
Fogarasch /Ostsieben-
bürgen

Juni bis August

SCHWEDEN
Mariannel und / Småland Juli und August

UNGARN
Balatonfüred und Révfü-
löp/Balaton

Mitte Juli bis Mitte Au-
gust

Zur Vorbereitung auf die Urlaubsseelsorge lädt das
Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) die mit der Urlaubsseelsorge beauftragten
Pfarrerinnen und Pfarrer zu einer eintägigen Veran-
staltung ins Michaeliskloster nach Hildesheim ein.
Aufgeteilt nach Urlaubsregionen findet die Tagung in
der Zeit vom 23. bis 27. März 2020 statt.
Gern möchten wir auch auf unsere Ausschreibungen
zur Langzeitseelsorge im weltweiten Ausland 2020/21
unter dem Link
https://www.ekd.de/Urlaubsseelsorge-23739.htm
hinweisen.

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019   181



B e w e r b u n g 

um einen Dienst als Urlaubsseelsorger/in im Europäischen Ausland 
 
             
..................................................................... ……………........................................ 
(Name, Vorname) (geboren am) (Straße, Nr.) 
            
..................................................... ……………............................................. 
(Amtsbezeichnung) (Postleitzahl, Ort) 
       
Emeritus:   ja    nein ........................................................... 
       (Telefon) 
wenn ja, seit wann? .....................        
 ……………………………………… 
 (Mobiltelefon) 
       
 ........................................................... 
 (E-Mail-Adresse) 
An die 
      
…………………………………… 
(Landeskirche) 
 
 
über  
      
……………………………………. 
(Superintendent/in / Dekan/in – bei Pensionären nicht notwendig) 
 
 
Ich bitte um Zustimmung für den Dienst als Urlaubsseelsorger/in in: 

            
............................................................ .......................................................... 
(Land / Einsatzort) (Zeitraum) 
 
Ich war bereits Urlaubsseelsorger/in in (Ort, Jahr): 

      
............................................................................................................................................................... 
 
              
………………………….  ........................................... 
(Datum)  (Unterschrift) 
 

 
 
 

b. w. 
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1. Zustimmung   erteilt   /    nicht erteilt mit folgendem Vermerk: 

 
………………………………………………………………………………………….. 
 
Superintendent/in / Dekan/in:  
 ……………………………………………… 
 (Name) 
 
……………………………………… …………………………….. 
(Ort, Datum)  (Unterschrift Sup. / Dekan) 
 
 
 

Bitte weiterleiten an die Landeskirche! 
==============================================================
===== 
 

2. Zustimmung   erteilt   /    nicht erteilt mit folgendem Vermerk: 
 
………………………………………………………………………………………………….. 
 
Landeskirche (auch bei Pensionären notwendig!) 

 

............................................................................... 

 

................................................... 

    
..................................................  …………………………………….. 
(Ort, Datum) (Unterschrift Landeskirche) 
 

 
 
3.  Bitte weiterleiten an: 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung IV 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 8 _ 2019   183



Schließzeiten zwischen Weihnachten
und Neujahr 2019

Die Dienststelle des Landeskirchenrats ist wie in den
vorangegangenen Jahren aus Energiespargründen
zwischen Weihnachten und Neujahr 2019 geschlos-
sen. Für dringende Angelegenheiten ist die Dienst-
stellenleitung am 27. und 30. Dezember 2019 in der
Zeit von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr unter der Telefon-
nummer 06232 667-157 zu erreichen. Ebenso werden
Nachrichten per E-Mail in dieser Zeit täglich abgeru-
fen, soweit sie unter der Adresse dezernat.6@evkir-
chepfalz.de eingehen.
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